Einladung zur auBerordentlichen Hauptversammlung
der Biotest Aktiengesellschaft, Dreieich

- ISIN DE0005227201, DE0005227235 -
- WKN 522720, 522723 -

Eindeutige Kennung des Ereignisses:
4731bdda5e7ff011b54500505696f23c

Wir laden hiermit unsere Aktiondre zu der am Dienstag, dem 28. Oktober 2025, 10:30 Uhr (MEZ),
in den Geschaftsraumen der Biotest Aktiengesellschaft, DaimlerstraBe 1 K, 63303 Dreieich,
stattfindenden

auBerordentlichen Hauptversammlung
ein.

Die Einberufung der auBerordentlichen Hauptversammlung erfolgt aufgrund des
Einberufungsverlangens gem. § 122 Absatz 1 Aktiengesetz ("AktG") des Aktionars Grifols S.A., eine
spanischem Recht unterliegende sociedad anénima, eingetragen im Handelsregister von Barcelona,
unter Hoja B-92.799, Tomo 39951, Folio 153, mit Geschaftssitz in Av. de la Generalitat, 152-158,
Parc Empresarial Can Sant Joan, 08174 Sant Cugat del Vallés, Barcelona, Spanien.

Der in dem Einberufungsverlangen einzig enthaltene Tagesordnungspunkt 1 ist u.a. Gegenstand
dieser Einberufung. Beschlussvorschldage von Vorstand und Aufsichtsrat zu diesem
Tagesordnungspunkt sind nicht erforderlich (§ 124 Abs. 3 Satz 3 Alt. 2 AktG).

TAGESORDNUNG

1. Beschlussfassung iiber den Formwechsel der Biotest Aktiengesellschaft in die
Rechtsform einer Kommanditgesellschaft auf Aktien unter Beitritt der Biotest
Management GmbH und iiber die Feststellung der Satzung, einschlieBlich der
Umstellung von Inhaberaktien auf Namensaktien und die Aufhebung des bisherigen
Genehmigten Kapitals

1.1 Vorbemerkung des Vorstands der Biotest Aktiengesellschaft

Der Aktionar Grifols S.A., eine spanischem Recht unterliegende sociedad andnima,
eingetragen im Handelsregister von Barcelona, unter Hoja B-92.799, Tomo 39951, Folio
153, mit Geschdftssitz in Av. de la Generalitat, 152-158, Parc Empresarial Can Sant Joan,
08174 Sant Cugat del Vallés, Barcelona, Spanien (im Folgenden auch ,,GSA"), welcher ca.
26,2 % des Grundkapitals der Biotest AG halt, hat am 1. August 2025 ein
Einberufungsverlangen gemafB § 122 Abs. 1 AktG gegenliber dem Vorstand der Gesellschaft
gestellt (im Folgenden auch das ,Einberufungsverlangen™). Im Einberufungsverlangen
hat GSA verlangt, eine auBerordentliche Hauptversammlung der Biotest Aktiengesellschaft
(nachfolgend auch ,,Biotest AG") einzuberufen und den Formwechsel der Gesellschaft von
einer Aktiengesellschaft (AG) in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA) (im



Folgenden auch der ,Formwechsel™) auf die Tagesordnung zu setzen. Der Vorstand der
Gesellschaft entspricht dem Einberufungsverlangen. Fir den Formwechsel ist nach dem
Umwandlungsgesetz (UmwG) die Zustimmung der Hauptversammlung der Biotest AG
erforderlich.

Im Rahmen des Formwechsels soll die Komplementarin der KGaA eine Gesellschaft mit
beschrankter Haftung (GmbH) sein, an der die GSA als Konzern-Mutter des Grifols-Konzerns
indirekt 100% der Kapital- und Stimmrechte halt. Diese Gesellschaft ist die Biotest
Management GmbH mit Sitz in Frankfurt am Main, eingetragen im Handelsregister des
Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HRB 137800. Als Komplementéarin wird die Biotest
Management GmbH Uber ihre Geschaftsfilhrer die Geschaftsfihrung und Vertretung der
Gesellschaft ibernehmen.

Der durch den Vorstand erstellte Formwechselbericht enthalt eine ausfihrliche Erlauterung
des Rechtsformwechsels, einschlieBlich der rechtlichen und wirtschaftlichen Folgen fir die
Aktiondre. Dieser ist seit der Einberufung der auBerordentlichen Hauptversammlung auf der
Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse www.biotest.com Uber die Seite "Investor
Relations/Hauptversammlung 2025" zugadnglich. Der Bericht wird auch wéahrend der
Hauptversammlung zur Einsicht der Aktiondre zuganglich sein.

Die Satzung des Rechtstragers neuer Rechtsform - der zukinftigen Biotest GmbH & Co.
KGaA - ist im Anschluss an die Tagesordnung als Anlage 1 zu Tagesordnungspunkt 1
wiedergegeben und Bestandeteil dieser  Einberufung der auBerordentlichen
Hauptversammlung. Zudem ist die Satzung ab dem Zeitpunkt der Einberufung der
auBerordentlichen Hauptversammlung sowie auch wahrend der auBerordentlichen
Hauptversammlung Uber die Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse
www.biotest.com Uber die Seite "Investor Relations/Hauptversammlung 2025" abrufbar
und wird auch in der auBerordentlichen Hauptversammlung am 28. Oktober 2025 zur
Einsicht der Aktionare zugdnglich sein. Die Satzung der zukilinftigen Biotest GmbH & Co.
KGaA wird auch die Umstellung der auf den Inhaber lautenden Stlickaktien in auf den
Namen lautende Stiickaktien beinhalten sowie eine entsprechende Anderung der Satzung.
Dies betrifft die Stlck-Stammaktien und die Stlick-Vorzugsaktien ohne Stimmrecht
gleichermaBen.

1.2 Beschlussvorschlag des Aktiondérs Grifols S.A.

Der Aktionar Grifols S.A., eine spanischem Recht unterliegende sociedad andnima,
eingetragen im Handelsregister von Barcelona, unter Hoja B-92.799, Tomo 39951, Folio
153, mit Geschaftssitz in Av. de la Generalitat, 152-158, Parc Empresarial Can Sant Joan,
08174 Sant Cugat del Vallés, Barcelona, Spanien, schlagt vor, wie folgt zu beschlieBen:

a) Formwechsel in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA)

Die Biotest Aktiengesellschaft wird im Wege des Formwechsels nach den Vorschriften
des Umwandlungsgesetzes in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA)
umgewandelt.

b) Firma und Sitz des Rechtstragers neuer Rechtsform
Der Rechtstrager neuer Rechtsform fiihrt die Firma Biotest GmbH & Co. KGaA und
hat seinen Sitz in Dreieich.

c) Grundkapital und Aktien

aa) Grundkapital und Aktien / Umstellung auf Namensaktien

Das Grundkapital der formwechselnden Biotest Aktiengesellschaft in Héhe von
EUR 39.571.452,00 (in Worten: Euro neununddreiBig Millionen
finfhunderteinundsiebzigtausend vierhundertzweiundfiinfzig) wird zum
Grundkapital der Biotest GmbH & Co. KGaA.


http://www.biotest.com/
http://www.biotest.com/

bb)

d)

e)

Die Aktionare, die zum Zeitpunkt der Eintragung des Formwechsels in das
Handelsregister Aktiondre der Biotest AG sind, werden Kommanditaktiondre der
Biotest GmbH & Co. KGaA. Sie werden in demselben Umfang und mit derselben
Anzahl an Stickaktien an dem Grundkapital der Biotest GmbH & Co. KGaA beteiligt,
wie sie es vor Wirksamwerden des Formwechsels am Grundkapital der Biotest AG
waren. In diesem Zuge werden die derzeit bestehenden auf den Inhaber lautenden
Stlickaktien der Biotest Aktiengesellschaft im Verhdltnis 1:1 in auf den Namen
lautende Stiickaktien der Biotest GmbH & Co. KGaA umgewandelt. Im Ubrigen
bleiben Zahl, Art und Umfang der 19.785.726 Stlick-Stammaktien (in Worten:
neunzehn Millionen siebenhundertfinfundachtzigtausend
siebenhundertsechsundzwanzig) und 19.785.726 Stick-Vorzugsaktien ohne
Stimmrechte (in Worten: neunzehn Millionen siebenhundertfiinfundachtzigtausend
siebenhundertsechsundzwanzig) unverandert.

Inhaber von auf den Inhaber lautenden Stick-Stammaktien der Biotest AG werden
Eigentimer von auf den Namen lautenden Stlick-Stammaktien der Biotest GmbH &
Co. KGaA, Inhaber von auf den Inhaber lautenden Stiick-Vorzugsaktien ohne
Stimmrecht der Biotest AG werden Eigentiimer von auf den Namen lautenden Stiick-
Vorzugsaktien ohne Stimmrecht der Biotest GmbH & Co. KGaA. Dies gilt nicht nur
dann, wenn die Hohe des Grundkapitals der Biotest AG zum Zeitpunkt der Eintragung
des Formwechsels in das Handelsregister der Hb6he zum Zeitpunkt dieses
Formwechselbeschlusses entspricht, sondern auch dann, wenn sich die H6he des
Grundkapitals zwischenzeitlich andern sollte. Bei einer solchen zwischenzeitlichen
Anderung des Grundkapitals ist der Aufsichtsrat ermaéchtigt, die Satzung
entsprechend anzupassen. Der rechnerische Anteil jeder Stlickaktie (Stick-
Stammaktien bzw. Stlick-Vorzugsaktien ohne Stimmrecht) am Grundkapital in Héhe
von derzeit EUR 1,00 bleibt unverandert.

Aufhebung des Genehmigten Kapitals (§ 4 Abs. 5 der aktuellen Satzung der Biotest
AG)

Das genehmigte Kapital (§ 4 Abs. 5 der aktuellen Satzung der Biotest AG) wird durch
die Feststellung der Satzung der Biotest GmbH & Co. KGaA aufgehoben.
Hintergrund ist, dass das genehmigte Kapital am 6. Mai 2024 ausgelaufen ist.
Entsprechend steht der Gesellschaft aktuell sowie kiinftig kein genehmigtes Kapital
zur Verfligung. Die Léschung aus der Satzung ist insoweit deklaratorisch.

Personlich haftende Gesellschafterin

Personlich haftende Gesellschafterin der Biotest GmbH & Co. KGaA wird die Biotest
Management GmbH mit Sitz in Frankfurt am Main. Die personlich haftende
Gesellschafterin Ubernimmt die Rechtsstellung der Grinderin des Rechtstragers
neuer Rechtsform gemaB § 245 Abs. 2 UmwG. Die persénlich haftende
Gesellschafterin erhélt im Zuge des Formwechsels keine Kapitalbeteiligung an der
Biotest GmbH & Co. KGaA. Sie ist weder am Vermdgen noch an Gewinn und Verlust
der Biotest GmbH & Co. KGaA beteiligt.

Satzung

Die Satzung der Biotest GmbH & Co. KGaA, die ein Bestandteil dieses
Umwandlungsbeschlusses ist, wird hiermit mit dem sich aus Anlagel zu
Tagesordnungspunkt 1 zu dieser Hauptversammlungseinladung ergebenden
Wortlaut festgestellt. Sie regelt ab Eintragung des Rechtstragers neuer Rechtsform
im Handelsregister das Rechtsverhaltnis der personlich haftenden Gesellschafterin
und der Kommanditaktionare untereinander und zu der KGaA.

Durch Feststellung der neuen Satzung der Biotest GmbH & Co. KGaA und ab
Eintragung des Formwechsels im Handelsregister werden die Inhaberaktien der
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dd)
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Gesellschaft auf Namensaktien umgestellt und es entfallt das genehmigte Kapital
(8§ 4 Abs. 5 der aktuellen Satzung der Biotest AG).

Besondere Rechte

Rein vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass die nachfolgend dargestellten
Sachverhalte bestehen, und zwar unabhdngig davon, ob es sich dabei um Rechte
i.5.d. § 194 Abs. 1 Nr. 5 UmwG handelt.

Stlick-Vorzugsaktien ohne Stimmrecht

Den bisherigen Inhabern von Stlick-Vorzugsaktien ohne Stimmrecht der Biotest AG
(§ 4 Abs. 2 der Satzung der Biotest AG) werden bei der Biotest GmbH & Co. KGaA
inhaltsgleiche auf den Namen lautende Stlick-Vorzugsaktien ohne Stimmrecht
gewadhrt. Der rechnerische Anteil jeder Stlick-Vorzugsaktie ohne Stimmrecht am
Grundkapital in H6he von derzeit EUR 1,00 bleibt unverandert. Die Ausstattung der
Stick-Vorzugsaktien ohne Stimmrecht ergibt sich aus Ziffern 20 und 22 der Satzung
der Biotest GmbH & Co. KGaA (siehe auch Ziffer 4.3 der Satzung der Biotest GmbH
& Co. KGaA). Diese Ziffern entsprechen wort- und inhaltsgleich den bisherigen §§ 21
und 25 der Satzung der Biotest AG (siehe auch § 4 Abs. 3 der Satzung der Biotest
AG).

Personlich haftende Gesellschafterin

Aus Grinden rechtlicher Vorsorge wird darauf hingewiesen, dass die Biotest
Management GmbH in der Biotest GmbH & Co. KGaA die alleinige
Komplementarstellung erhalten und die nach Gesetz und Satzung vorgesehenen
Rechte und Pflichten haben wird. Sie ist insbesondere nach MaBgabe von Ziff. 8.3
und 8.4 der als Anlagel zu Tagesordnungspunkt1l zu dieser
Hauptversammlungseinladung beigefligten Satzung zur Geschéaftsfihrung und
Vertretung der Gesellschaft befugt. Sie erhalt fiir die Ubernahme der
Geschéaftsfihrungstatigkeit und der Haftung eine jahrliche gewinn- und
verlustunabhdngige Vergitung in H6he eines Betrages in Euro, der 6 % ihres
Stammkapitals (derzeit EUR 25.000,00) entspricht, sowie die Erstattung ihrer
Auslagen. MaBgeblich fir die Berechnung der Vergltung ist das Stammkapital am
Beginn eines Geschaftsjahres.

Mitglieder des Vorstands der Biotest AG

Der amtierende Vorstand der Biotest AG, namlich Herr Dr. J6érg Schittrumpf, soll
zum Geschéaftsfiihrer der Biotest Management GmbH bestellt werden.

Keine Inhaber besonderer Rechte

Uber die vorgenannten Rechte hinaus werden keine weiteren Rechte im Sinne des
§ 194 Abs. 1 Nr. 5 UmwG gewdhrt, und es sind keine MaBnahmen im Sinne des
§ 194 Abs. 1 Nr. 5 UmwG vorgesehen.

Aufsichtsrat des Rechtstragers neuer Rechtsform

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft unterliegt der Drittelmitbestimmung nach 8§ 1
Abs. 1 Nr. 1, 4 DrittelbG. Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht aus vier
Mitgliedern, die von den Anteilseignern gewahlt werden, sowie zwei von den
Arbeitnehmern zu wahlenden Mitgliedern (insgesamt sechs Mitglieder).

Samtliche Mitglieder des Aufsichtsrats sowie die beiden von den Arbeithehmern
gewahlten Mitglieder des Aufsichtsrats bleiben in der formgewechselten KGaA im
Amt (§ 203 S. 1 UmwG).

Nach Wirksamwerden des Formwechsels besteht der Aufsichtsrat der Biotest GmbH
& Co. KGaA weiterhin in der im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Formwechsels
bestehenden zahlenmaBigen Zusammensetzung zu zwei Dritteln aus Vertretern der
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Anteilseigner sowie zu einem Drittel aus Arbeitnehmervertretern (§§ 95, 96 Abs. 1
AktG, §§ 1 Abs. 1 Nr. 1, 4 Abs. 1 DrittelbG). Der Aufsichtsrat besteht gemaB § 203
S. 1 UmwG in der im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Formwechsels bestehenden
personellen Zusammensetzung fort (Grundsatz der Amtskontinuitat).

Prokuristen

Die bestehenden und bei der Biotest AG im Handelsregister eingetragenen
Gesamtprokuren gelten bei der Biotest GmbH & Co. KGaA dahingehend fort, dass
die Prokuristen nunmehr mit einem Geschaftsfihrer der Komplementarin oder einem
anderen Prokuristen zusammen die Gesellschaft vertreten.

Barabfindungsangebot

Eines Barabfindungsangebotes gemaB § 207 UmwG bedarf es gemadB § 250 UmwG
nicht.

Folgen des Formwechsels fiir die Arbeitnehmer und ihre Vertretungen

Der Formwechsel hat auf die Arbeitnehmer und ihre Arbeitsverhdltnisse keine
Auswirkungen. Der Formwechsel bedeutet keinen Arbeitgeberwechsel. Ein
Betriebslibergang im Sinne von § 613a BGB findet nicht statt. Die Rechte und
Pflichten aus den bestehenden Arbeitsverhaltnissen werden durch den Formwechsel
nicht berihrt. Das arbeitgeberseitige Direktionsrecht wird nach dem Formwechsel
von den Geschédftsfihrern der personlich haftenden Gesellschafterin der Biotest
GmbH & Co. KGaA, der Biotest Management GmbH, ausgeiibt. Anderungen ergeben
sich hierdurch fir die Arbeitnehmer nicht. Die Betriebszugehorigkeit wird durch den
Formwechsel nicht unterbrochen.

Im Hinblick auf die Arbeitnehmer sind im Zusammenhang mit dem Formwechsel
keine MaBnahmen vorgesehen.

Der Formwechsel hat keinen Einfluss auf die bestehenden Betriebsstrukturen und die
Mandate der derzeitigen Betriebsratsmitglieder. Der Bestand und die
Zusammensetzung der Betriebsrate, Sprecherausschiisse und anderen
Arbeitnehmervertretungen sowie deren Rechte und Befugnisse andert sich durch den
Formwechsel nicht. Der Formwechsel hat keine Auswirkungen auf die Fortgeltung
etwaiger bestehenden Betriebsvereinbarungen.

Auch hinsichtlich der Frage tarifrechtlicher Bindungen der Gesellschaft und ihrer
Tochtergesellschaften ergeben sich durch den Formwechsel keine Anderungen.

Sofern bei der Gesellschaft tarifliche Regelungen aufgrund einer arbeitsvertraglichen
Bezugnahmeklausel gelten, bleiben diese Bezugnahmeklauseln als
arbeitsvertragliche Regelungen vom Formwechsel unberihrt. Welche
tarifvertraglichen Regelungen infolge entsprechender Bezugnahmeklauseln nach
dem Formwechsel zur Anwendung kommen, hangt vom Inhalt der
arbeitsvertraglichen Bezugnahme im Einzelfall ab.

Die Gesellschaft unterliegt der Drittelmitbestimmung nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 DrittelbG.
Der Aufsichtsrat der Biotest GmbH & Co. KGaA besteht zu zwei Dritteln aus
Vertretern der Anteilseigner sowie zu einem Drittel aus Arbeitnehmervertretern. Der
Bestellung eines neuen Aufsichtsrats bedarf es aufgrund der Kontinuitat des
Aufsichtsrats bei dem Formwechsel gemdB § 203 Satz 1 UmwG nicht, da der
bestehende Aufsichtsrat in der im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Formwechsels
bestehenden personellen Zusammensetzung fortbesteht.

Der Aufsichtsrat der Biotest GmbH & Co. KGaA hat geringere Kompetenzen als der
Aufsichtsrat der Aktiengesellschaft. Er kann insbesondere nicht die Geschaftsleitung
bestimmen und damit weder die personlich haftende Gesellschafterin noch deren
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Geschaftsfiihrer. Dartiber hinaus kann der Aufsichtsrat der Biotest GmbH & Co. KGaA
keinen Katalog von solchen MaBnahmen der Geschdftsfiihrung aufstellen, zu denen
die personlich haftende Gesellschafterin die Zustimmung des Aufsichtsrats einholen
muss.

Zuleitung des Formwechselbeschlusses

Die Unterrichtung aller (mdglicherweise) zustdndigen Betriebsrate erfolgt gemaB
§ 194 Abs. 2 UmwG unter Wahrung der gesetzlichen Frist durch Zuleitung eines
Entwurfs dieses Formwechselbeschlusses an den jeweiligen (Gesamt-)Betriebsrat.

Fortgeltung von Beschlissen der Hauptversammlung der Biotest AG

Alle Beschlliisse der Hauptversammlung der Biotest AG gelten, soweit sie zum
Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Formwechsels durch dessen Eintragung in das
Handelsregister noch nicht erledigt sind, unter Berlicksichtigung der geanderten
Organstruktur in Folge des Formwechsels und des Eintritts der persénlich haftenden
Gesellschafterin und im Ubrigen inhaltlich unverandert in der Biotest GmbH & Co.
KGaA fort.

Kosten

Die Kommanditgesellschaft auf Aktien tragt die Kosten des Formwechsels bis zu
einem Hochstbetrag von EUR 400.000,00.

Grinderin

Die personlich haftende Gesellschafterin Biotest Management GmbH tritt fur die
Anwendung der Griindungsvorschriften gemaB § 245 Abs. 2 UmwG an die Stelle der
Grunder der Kommanditgesellschaft auf Aktien.

Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister

Der Vorstand wird ermachtigt, den Formwechsel unabhdngig von den Ubrigen
Beschllissen der auBerordentlichen Hauptversammlung zur Eintragung in das
Handelsregister anzumelden.

Umstellung auf Namensaktien

Die Aktionare haben der Gesellschaft zur Eintragung in das Aktienregister, soweit es
sich um natlrliche Personen handelt, ihren Namen, ihre Anschrift, eine elektronische
Adresse und ihr Geburtsdatum, soweit es sich um juristische Personen oder (teil-)
rechtsfahige Personengesellschaften handelt, ihre Firma, ihre Geschaftsanschrift und
ihren Sitz, sowie in jedem Fall die Zahl der von ihnen gehaltenen Aktien und der
Aktiengattung (Stammaktien oder Vorzugsaktien) anzugeben.

Der Vorstand sowie die Komplementarin Biotest Management GmbH werden jeweils
einzeln ermachtigt, alles Erforderliche und Notwendige fiir die Umwandlung der
Inhaber- in Namensaktien zu veranlassen.



1.3 Zustimmung, Genehmigung und Beitrittserkldrung der personlich haftenden
Gesellschafterin (Komplementérin)

Nach §§ 240 Abs. 2, 221 UmwG muss die Biotest Management GmbH in ihrer Eigenschaft
als kilinftige personlich haftende Gesellschafterin (Komplementarin) der Biotest GmbH &
Co. KGaA dem Formwechsel und der neuen Satzung der Biotest GmbH & Co. KGaA
zustimmen und ihren Beitritt erklaren.

AuBerdem hat die Biotest Management GmbH als Griinderin der Biotest GmbH & Co. KGaA
gemaB § 245 Abs. 2 UmwG der unter Tagesordnungspunkt 5 der ordentlichen
Hauptversammlung vom 2. Juli 2025 vorgeschlagenen und beschlossenen Wahl der
Deloitte GmbH, Wirtschaftsprifungsgesellschaft, Minchen, zum Abschlussprifer und
Konzernabschlussprifer der Gesellschaft (auch in der Rechtsform einer KGaA) fiir das am
31. Dezember 2025 endende Geschaftsjahr zuzustimmen und diese zu bestatigen, um den
Vorgaben des § 197 Satz 1 UmwG i.V.m. § 30 Abs. 1 AktG zu entsprechen.

Die Zustimmungserkldarungen sowie die Beitrittserkldarung bedlrfen der notariellen
Beurkundung (8§ 193 Abs. 3 Satz 1, 221 Satz 1, 197 Satz 1 UmwG i. V. m. § 30 Abs. 1
Satz 2 AktG). Es soll daher nach entsprechender Erklarung der Biotest Management GmbH
Folgendes protokolliert werden:

a) ,Die Biotest Management GmbH, die mit Wirksamwerden des geméB TOP 1 der
auBerordentlichen Hauptversammlung der Biotest AG am 28. Oktober 2025
beschlossenen Formwechsels der Biotest AG in die Biotest GmbH & Co. KGaA in der
Gesellschaft neuer Rechtsform die Stellung als einzige persénlich haftende
Gesellschafterin  dbernehmen soll, stimmt dem Formwechsel der Biotest
Aktiengesellschaft in die Rechtsform der Kommanditgesellschaft auf Aktien
ausdrticklich zu und erklért ihren Beitritt als Komplementarin, ohne hierbei jedoch
einen Kapitalanteil an der Biotest GmbH & Co. KGaA zu lUbernehmen oder sich am
Ergebnis sowie am Vermdgen der Biotest GmbH & Co. KGaA zu beteiligen.

b) Die Biotest Management GmbH genehmigt hiermit die gemdB TOP 1 der
auBerordentlichen Hauptversammlung der Biotest AG am 28. Oktober 2025
beschlossene Satzung der Biotest GmbH & Co. KGaA mit dem sich aus Anlage 1 zu
Tagesordnungspunkt 1 ergebenden Wortlaut.

c) Die Biotest Management GmbH erklart ferner ihre Zustimmung zu der geméaB TOP 5
der ordentlichen Hauptversammlung der Biotest AG am 2. Juli 2025 erfolgten Wahl
der Deloitte GmbH, Wirtschaftsprifungsgesellschaft, Minchen, zum Abschlusspriifer
und Konzernabschlusspriifer der Biotest AG und (nach Wirksamwerden des
Formwechsels) der Biotest GmbH & Co. KGaA fir das am 31. Dezember 2025 endende
Geschéftsjahr und bestétigt diesen Beschluss hiermit ausdriicklich.™



Erganzung der Tagesordnung zur auBBerordentlichen Hauptversammlung
der Biotest Aktiengesellschaft, Dreieich, am 28. Oktober 2025

Auf Verlangen des Aktionars Westbourne River Event Master Fund ("Westbourne™") wird gemaB §§
122 Abs. 2, 124 Abs. 1 AktG die Tagesordnung der auBerordentlichen Hauptversammlung der Biotest
Aktiengesellschaft ("Biotest AG") am 28. Oktober 2025 um folgende Gegenstdnde zur
Beschlussfassung erganzt und hiermit bekannt gemacht.

2. Beschlussfassung liber die Bestellung eines Sonderpriifers gema3 § 142 AktG zur

Untersuchung maoglicher Pflichtverletzungen von Organmitgliedern im
Zusammenhang mit VerstoBen gegen die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014

(Marktmissbrauchsverordnung, ,"MMVO") betreffend die Ad-hoc-Mitteilung vom 26.
Februar 2025

Westbourne schlagt vor, folgenden Beschluss zu fassen:

"Die Sonderprifung gemaB § 142 Abs. 1 AktG soll stattfinden zur Untersuchung der Umstdnde
der erst am 26. Februar 2025 verdéffentlichten Ad-hoc-Mitteilung Uber die Verodffentlichung
vorlaufiger Geschéaftszahlen durch die Biotest AG.

Die Sonderprifung soll hierbei den nachfolgend aufgeflihrten Vorgang der Geschéftsfiihrung zum
Gegenstand haben und dient der Aufklarung von Pflichtwidrigkeiten und VerstéBen gegen das
Aktien-, Konzern- und Kapitalmarktrechtrecht. Dabei sind auch maogliche Anspriiche der Biotest
AG bspw. auf Schadensersatz oder Nachteilsausgleich zu ermitteln.

2.1 Samtliche Handlungen des Vorstands der Biotest AG im Zusammenhang mit der
Aufstellung der am 26. Februar 2025 verdffentlichen vorlaufigen Finanzkennzahlen
("Vorlaufige Finanzkennzahlen"). Insbesondere soll festgestellt werden, zu welchem
Zeitpunkt die Vorlaufigen Finanzkennzahlen dem Vorstand der Biotest AG vorlagen. Es
soll geprift werden, wann sich der Vorstand der Biotest AG erstmalig mit der
Notwendigkeit einer Ad-hoc-Veréffentlichung der Vorldufigen Finanzkennzahlen befaBt
hat und ob ein BeschluB tber den Aufschub einer Ad-hoc-Mitteilung gefasst wurde. Flr
den Fall, dass ein solcher Aufschub Uber die Veroffentlichung einer Ad-hoc-Information
beschlossen wurde soll Gberprift werden, zu welchem Zeitpunkt ein solcher Beschluss
gefasst wurde und welche konkreten Griinde fir die Rechtfertigung eines solchen
Aufschubs herangezogen wurden.

2.2 Es soll gepriift werden, ob die Verdéffentlichung der Vorlaufigen Finanzkennzahlen auf
Veranlassung oder im Interesse des herrschenden Unternehmens, der Grifols S.A.,
Barcelona, Spanien, aufgeschoben oder zurlickgehalten wurde. Insbesondere soll
Uberprift werden, weshalb die Ad-hoc-Verdéffentlichung der Vorlaufigen
Finanzkennzahlen taggleich mit der Veroffentlichung des Jahresabschlusses der Grifols
S.A. am 26. Februar 2025 zusammenfiel.

Die Hauptversammlung bestellt Herrn Rechtsanwalt Dipl.-Kfm. Jochen Jahn, c/o Krammer Jahn
Rechtsanwalte PartG mbB, TelemannstraBe 1, 95444 Bayreuth, zum Sonderprifer
("Sonderpriifer"). Der Sonderprifer ist berechtigt, geeignete Hilfspersonen zur Priifung
heranzuziehen. Zu diesem Zweck ist der Sonderpriifer berechtigt, auf Kosten der Biotest AG
Mandats- und Vergltungsvereinbarungen mit rechtlichen und wirtschaftlichen Beratern zu
marktiblichen Konditionen zu schlieBen. Ihm ist die Auslbung seiner Rechte auch unter
Einschaltung von Hilfspersonen umfassend zu ermdéglichen. Dem Sonderpriifer bzw. seinen
Hilfspersonen sind samtliche aus Sicht des Sonderprifers zur Durchfiihrung der Sonderpriifung
erforderlichen Unterlagen auszuhandigen. Zur Aufklarung der vorstehenden
Priifungsgegenstande wird der Sonderpriifer ermachtigt, nach eigenem Ermessen Personen zu
befragen sowie Zugriff auf samtliche Unterlagen (auch in elektronischer Form) der Biotest AG



und deren verbundenen Unternehmen zu nehmen, insbesondere auf Dokumentationen der
Vorstands- und Aufsichtsratssitzungen, Korrespondenz (auch in elektronischer Form) zwischen
Organen, Mitgliedern und Angestellten der Gesellschaft sowie die Korrespondenz (auch in
elektronischer Form) zwischen der Gesellschaft und ihren Rechtsberatern sowie sonstigen
Beratern einschlieBlich samtlicher Stellungnahmen und Gutachten. Die Sonderpriifung bezieht
sich ausdriicklich auch darauf, ob und inwieweit Dokumente (unter Einschluss elektronischer
Dokumente) im Zusammenhang mit den vorstehenden Prifungsgegenstdnden nachtraglich
geandert oder beseitigt wurden bzw. ob es Anweisungen hierzu gab. Der Sonderprifer hat
Anspruch auf Auslagenersatz und auf Ubliche Verglitung. Der Sonderpriifer kann Vorschlsse fir
ersatzfahige Auslagen und fir zur Ausfiihrung des Auftrags erforderliche Aufwendungen sowie
Abschlagszahlungen fiir bereits erbrachte Teilleistungen verlangen.

Mit dem Sonderprifer wird unverzlglich ein entsprechender Vertrag geschlossen. Sollte der
Sonderprifer das Mandat nicht annehmen oder die Tatigkeit nicht abschlieBen kdnnen, wird
ersatzweise Herr Professor Dr. Andreas Pentz, c/o Rowedder Zimmermann Hass Rechtsanwalte
PartmbB, Augustaanlage 59, 68165 Mannheim, bestellt."

Beschlussfassung liber die Bestellung eines Sonderpriifers gema3 § 142 AktG zur
Untersuchung mdoglicher Pflichtverletzungen des Vorstands und Aufsichtsrats im
Zusammenhang mit VerstoBen gegen das Aktien-, Konzern- und Kapitalmarktrecht im
Zusammenhang mit dem Ausscheiden verschiedener Vorstandsmitglieder

Westbourne schlagt vor, folgenden Beschluss zu fassen:

"Die Sonderprifung gemaB § 142 Abs. 1 AktG soll stattfinden zur Untersuchung der Umstdnde
des am 12. September 2024 bekanntgegebenen Ausscheidens von Frau Ainhoa Mendizabal
Zubiaga sowie des am 28. Mai 2025 bekanntgegebenen Austauschs des Chief Executive Officers
der Biotest AG von Herrn Peter Janssen zur Herrn Dr. J6rg Schittrumpf. Sie dient der Aufdeckung
von Pflichtwidrigkeiten und VerstoBen gegen das Aktien- und Konzernrecht durch Mitglieder des
Vorstands und Aufsichtsrats der Biotest AG sowie der Amtsfiihrung des aktuellen Vorstands.
Dabei sind mégliche Anspriiche der Biotest AG bspw. auf Schadensersatz und Nachteilsausgleich
zu ermitteln.

Die Sonderprifung soll hierbei die nachfolgend aufgeflihrten Vorgange der Geschaftsfiihrung
zum Gegenstand haben:

3.1 Die Beschlussfindung des Aufsichtsrats (ber das Ausscheiden von Frau Ainhoa
Mendizabal Zubiaga aus dem Vorstand der Biotest AG, insbesondere die Entstehung des
wichtigen Grundes fir  die Abberufung und die Abstimmung der
Unternehmenskommunikation zum Ausscheiden von Frau Ainhoa Mendizabal Zubiaga.
Es soll Uberprift werden, zu welchem Zeitpunkt und aufgrund welcher Tatsachen der
Aufsichtsrat der Biotest AG den Beschluss gefasst hat, Frau Ainhoa Mendizabal Zubiaga
aus wichtigem Grund als Vorstand abzuberufen. In diesem Zusammenhang soll auch
Uberprift werden,

a. ob die Abberufung von Frau Ainhoa Mendizabal Zubiaga direkt oder indirekt auf
Veranlassung oder Wunsch von Grifols S.A. erfolgte und im Zusammenhang damit
stand, dass Frau Ainhoa Mendizabal Zubiaga alleine im Unternehmensinteresse der
Biotest AG handelte und es daher zu Konflikten mit dem herrschenden Unternehmen
kam ist sowie

b. ob Sachverhalte zutage getreten sind, die auf einen VerstoB3 gegen die Pflichten zur
Offenlegung von Insiderinformationen durch die Organe der Biotest AG hinweisen.

3.2 Die Beschlussfindung des Aufsichtsrats tUiber das Ausscheiden von Herrn Peter Janssen,
insbesondere die Entstehung eines zerritteten Vertrauensverhaltnisses und welche
konkreten Handlungen von Herrn Peter Janssen dazu fuhrten, dass der Aufsichtsrat zu
einer Zusammenarbeit mit Herrn Peter Janssen nicht mehr bereit war. Es soll Gberprift



werden, zu welchem Zeitpunkt und aufgrund welcher Tatsachen der Aufsichtsrat der
Biotest AG den Beschluss gefasst hat, Herrn Peter Janssen abzuberufen. In diesem
Zusammenhang soll auch Uberprift werden,

a. ob die Abberufung von Herrn Peter Janssen direkt oder indirekt auf Veranlassung
oder Wunsch von Grifols S.A. erfolgte und im Zusammenhang damit stand, dass
Herr Peter Janssen alleine im Unternehmensinteresse der Biotest AG handelte und
es daher zu Konflikten mit dem herrschenden Unternehmen kam sowie

b. ob Sachverhalte zutage getreten sind, die auf einen VerstoB3 gegen die Pflichten zur
Offenlegung von Insiderinformationen durch die Organe der Biotest AG hinweisen.

3.3 Die Beschlussfindung des Aufsichtsrats in Bezug auf die Bestellung des
Vorstandsmitglieds Dr. Jérg Schittrumpf. Es soll insbesondere der Auswahlprozess
Uberprift werden. Es soll weiterhin Uberprift werden, wie sichergestellt ist, dass Dr.
Jérg Schittrumpf seinen gesellschaftsrechtlichen und vertraglichen Pflichten als
Vorstand der Biotest AG nachkommt und wie es damit vereinbar ist, dass dieser
weiterhin die Funktion des Chief Scientific Innovation Officers bei Grifols S.A. auslbt.
Die Uberpriifung erfolgt unter besonderer Beriicksichtigung der Tatsache, dass Herr Dr.
Jorg Schittrumpf mit Wirkung zum 31. August 2024 sein Amt als Vorstandsmitglied der
Biotest AG zwischenzeitlich mit dem Ziel niedergelegt hatte, um sich kiinftig auf seine
Rolle als Chief Scientific Innovation Officer der gesamten Grifols Gruppe zu
konzentrieren.

3.4 Die Hauptversammlung bestellt Herrn Rechtsanwalt Dipl.-Kfm. Jochen Jahn, c/o
Krammer Jahn Rechtsanwalte PartG mbB, TelemannstraBe 1, 95444 Bayreuth zum
Sonderpriiffer ("Sonderpriifer"). Der Sonderprifer ist berechtigt, geeignete
Hilfspersonen zur Prifung heranzuziehen. Zu diesem Zweck ist der Sonderprifer
berechtigt, auf Kosten der Biotest AG Mandats- und Vergltungsvereinbarungen mit
rechtlichen und wirtschaftlichen Beratern zu marktiblichen Konditionen zu schlieBen.
Ihm ist die Ausibung seiner Rechte auch unter Einschaltung von Hilfspersonen
umfassend zu ermdéglichen. Dem Sonderpriifer bzw. seinen Hilfspersonen sind samtliche
aus Sicht des Sonderprifers zur Durchfihrung der Sonderprifung erforderlichen
Unterlagen auszuhandigen. Zur Aufklarung der vorstehenden Priifungsgegenstande wird
der Sonderprifer ermachtigt, nach eigenem Ermessen Personen zu befragen sowie
Zugriff auf samtliche Unterlagen (auch in elektronischer Form) der Biotest AG und deren
verbundenen Unternehmen zu nehmen, insbesondere auf Dokumentationen der
Vorstands- und Aufsichtsratssitzungen, Korrespondenz (auch in elektronischer Form)
zwischen Organen, Mitgliedern und Angestellten der Gesellschaft sowie die
Korrespondenz (auch in elektronischer Form) zwischen der Gesellschaft und ihren
Rechtsberatern sowie sonstigen Beratern einschlieBlich sémtlicher Stellungnahmen und
Gutachten. Die Sonderprifung bezieht sich ausdricklich auch darauf, ob und inwieweit
Dokumente (unter Einschluss elektronischer Dokumente) im Zusammenhang mit den
vorstehenden Priifungsgegenstanden nachtraglich gedandert oder beseitigt wurden bzw.
ob es Anweisungen hierzu gab. Der Sonderpriifer hat Anspruch auf Auslagenersatz und
auf Ubliche Vergitung. Der Sonderpriifer kann Vorschisse fiir ersatzfahige Auslagen und
fur zur Ausfihrung des Auftrags erforderliche Aufwendungen sowie Abschlagszahlungen
flr bereits erbrachte Teilleistungen verlangen.

Mit dem Sonderprifer wird unverzlglich ein entsprechender Vertrag geschlossen. Sollte
der Sonderprifer das Mandat nicht annehmen oder die Tatigkeit nicht abschlieBen
kénnen, wird ersatzweise Herr Professor Dr. Andreas Pentz, c/o Rowedder Zimmermann
Hass Rechtsanwalte PartmbB, Augustaanlage 59, 68165 Mannheim, bestellt."
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GEMEINSAME STELLUNGNAHME DES VORSTANDS UND DES AUFSICHTSRATS DER BIOTEST
AG ZUM TAGESORDNUNGSERGANZUNGSVERLANGEN GEM. §§ 122 ABS. 2, 124 ABS. 1 AKTG
VON WESTBOURNE

Der Vorstand und der Aufsichtsrat der Biotest AG haben das Tagesordnungserganzungsverlangen
von Westbourne eingehend geprift und sind zu folgendem Ergebnis gekommen:

Aus Sicht von Vorstand und Aufsichtsrat der Biotest AG besteht fiur die von Westbourne
vorgeschlagene Bestellung eines Sonderpriifers gem. § 142 AktG zur Untersuchung moéglicher
Pflichtverletzungen von Organmitgliedern im Zusammenhang mit VerstéBen gegen die
Marktmissbrauchsverordnung ("MMVO") betreffend die Ad-hoc-Mitteilung vom 26. Februar 2025
sowie zur Untersuchung maoglicher Pflichtverletzungen und GesetzesverstéBe im Zusammenhang mit
Personalentscheidungen des Aufsichtsrats kein berechtigtes Interesse. Pflichtverletzungen und
GesetzesverstdéBe im Rahmen der Ad-hoc-Publizitdat sowie bei den Personalentscheidungen des
Aufsichtsrats liegen nicht vor.

Im Einzelnen:
Zu Tagesordnungspunkt 2:

Die Veroffentlichung der Ad-hoc-Mitteilung vom 26. Februar 2025 bzgl. der vorlaufigen
Geschaftszahlen fir das Geschaftsjahr 2024 erfolgte im Einklang mit den Vorgaben von Art. 17
MMVO. Die Organmitglieder der Gesellschaft haben sich im Zusammenhang mit der Ad-hoc-
Mitteilung jederzeit pflichtgemaB verhalten.

Zu Tagesordnungspunkt 3:

Dem weiteren Beschlussvorschlag von Westbourne zur Bestellung eines Sonderpriifers gem. § 142
AktG zur Untersuchung der Vorgange um das Ausscheiden von Frau Ainhoa Mendizabal Zubiaga
sowie Herrn Peter Janssen aus dem Vorstand der Biotest AG sowie die Bestellung von Herrn Dr. J6rg
Schittrumpf zum Vorstandsmitglied auf mégliche Pflichtwidrigkeiten und GesetzesverstéBe unter
Tagesordnungspunkt 3 kénnen Vorstand und Aufsichtsrat nach umfassender Prifung ebenfalls kein
berechtigtes Interesse entnehmen.

Die ehemaligen Vorstandsmitglieder Frau Ainhoa Mendizabal Zubiaga und Herr Peter Janssen sind
unter Einhaltung der rechtlichen Vorgaben aus dem Unternehmen ausgeschieden. Vorstand und
Aufsichtsrat der Biotest AG haben das Ausscheiden von Frau Ainhoa Mendizabal Zubiaga und Herrn
Peter Janssen aus dem Vorstand entsprechend den gesetzlichen Anforderungen offengelegt.

Bei der Beurteilung der Eignung von Herrn Dr. Jorg Schittrumpf flir das Vorstandsamt hat der
Aufsichtsrat samtliche relevanten Umstdnde bericksichtigt, einschlieBlich der parallelen Auslibung
der Funktion des Chief Scientific Innovation Officers bei der Grifols S.A. Er ist im Anschluss zu dem
Ergebnis gekommen, dass keine Bedenken hinsichtlich der Eignung von Herrn Dr. J6rg Schittrumpf
bestehen, seinen gesetzlichen Organpflichten bei der Biotest AG nachzukommen. Insbesondere ist
der Aufsichtsrat der Ansicht, dass Herr Dr. J6rg Schittrumpf trotz der Nebentatigkeit als Chief
Scientific Innovation Officer bei der Grifols S.A. genligend Zeit zur Verfliigung hat, um das
Vorstandsamt bei der Biotest AG sachgemaB und entsprechend seinen gesetzlichen und
vertraglichen Pflichten auszuliben.

Der Aufsichtsrat berlicksichtigte bei seinen Personalentscheidungen jeweils umfassend die
Interessen der Biotest AG sowie des betroffenen Vorstandsmitglieds und handelte frei von
sachfremden Interessen.

Vorstand und Aufsichtsrat empfehlen daher, gegen die unter Tagesordnungspunkten 2

und 3 von Westbourne vorgeschlagene Bestellung eines Sonderpriifers gem. §142 AktG
zu stimmen.
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Anlage 1 zu Tagesordnungspunkt 1
Satzung
der
Biotest GmbH & Co. KGaA

(..Gesellschaft")

Allgemeine Bestimmungen

1

1.1

1.2

1.3

2.1

2.2

3.1

3.2

Firma, Sitz, Dauer

Die Kommanditgesellschaft auf Aktien fihrt die Firma
Biotest GmbH & Co. KGaA.

Der Sitz der Gesellschaft ist Dreieich.

Die Gesellschaft ist auf eine nicht bestimmte Zeit errichtet.
Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens ist — und zwar insbesondere unter Verwendung des
Warenzeichens "Biotest" - die Entwicklung, die Herstellung und der Vertrieb von
biologischen, chemischen, pharmazeutischen, human- und veterinarmedizinischen,
kosmetischen und didtetischen Erzeugnissen sowie von Behaltern, Gerdaten, Maschinen und
Zubehor flir medizinische, pharmazeutische und analytische Zwecke sowie die Forschung auf
diesen Gebieten, ferner die Tatigkeit (insbesondere Forschung, Entwicklung, Herstellung und
Vertrieb) auf dem Gebiet des Pflanzenschutzes und der Pflanzenzlichtung, dem Gebiet der
Prifung und Reinerhaltung von Boden, Wasser und Luft und auf dem Gebiet der Produkte,
Materialien und Techniken, die in der Raumfahrt Anwendung finden.

Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschafte vorzunehmen, die geeignet sind, den
Gesellschaftszweck unmittelbar und mittelbar zu férdern oder sonst damit im
Zusammenhang stehen. Insbesondere darf die Gesellschaft im In- und Ausland
Unternehmen gleicher Art oder verwandter Branchen errichten, erwerben oder sich an ihnen
beteiligen und Zweigniederlassungen errichten.

Bekanntmachungen und Informationsiibermittlung

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, sofern das Gesetz
nicht zwingend etwas anderes bestimmt.

Die Ubermittlung von Informationen an Kommanditaktiondre darf auch im Wege der
Datenfernlibertragung erfolgen.



Grundkapital und Aktien

a4

4.1

4.2

4.3

4.4

5.1

5.2

5.3

5.4

5.5

Grundkapital

Das Grundkapital der Gesellschaft betragt EUR 39.571.452,00.

Es ist eingeteilt in

19.785.726 Stiuck-Stammaktien (,Stammaktien™)

sowie

19.785.726 Stilick-Vorzugsaktien ohne Stimmrechte (,,Vorzugsaktien™).

Die Ausstattung der Vorzugsaktien ergibt sich aus Ziffern 20 und 22. Zur Ausgabe weiterer
Vorzugsaktien, Genussscheine, Optionsanleihen, Wandelanleihen und ahnlicher Titel, die bei
der Verteilung des Gewinns und/oder des Gesellschaftsvermdgens den jeweils bestehenden
Vorzugsaktien gleichstehen oder vorgehen, bedarf es nicht der Zustimmung der
Kommanditvorzugsaktionare.

Bei einer Kapitalerhohung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60
AktG bestimmt werden.

Aktien
Die Aktien sind Stlickaktien und lauten auf den Namen.

Trifft im Falle einer Kapitalerh6hung der Erh6hungsbeschluss keine Bestimmung dartber, ob
die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, so lauten sie ebenfalls
auf den Namen.

Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine bestimmt die
personlich haftende Gesellschafterin mit Zustimmung des Aufsichtsrats; dies gilt
entsprechend flir andere von der Gesellschaft ausgegebene Titel und Wertpapiere. Die
Gesellschaft ist berechtigt, Aktienurkunden auszustellen, die einzelne Aktien (Einzelaktien)
oder mehrere Aktien (Sammelaktien) verkérpern. Der Anspruch der Kommanditaktionadre
auf Verbriefung ihrer Aktien und Gewinnanteile ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich
zulassig ist.

Die Erhéhung und die Herabsetzung des Grundkapitals sowie die Verwendung der
Kapitalriicklage und der Gewinnrlicklagen bediirfen der Zustimmung der persoénlich
haftenden Gesellschafterin.

Die Gesellschaft flihrt ein elektronisches Aktienregister. Die Kommanditaktiondre haben der
Gesellschaft zur Eintragung in das Aktienregister, soweit es sich um nattirliche Personen
handelt, ihren Namen, ihre Anschrift, eine elektronische Adresse und ihr Geburtsdatum,
soweit es sich um juristische Personen oder (teil-)rechtsfahige Personengesellschaften
handelt, ihre Firma, ihre Geschaftsanschrift und ihren Sitz, sowie in jedem Fall die Zahl der
von ihnen gehaltenen Aktien und der Aktiengattung (Stammaktien oder Vorzugsaktien)
anzugeben. Mitzuteilen ist ferner, inwieweit die Aktien demjenigen, der als Inhaber im
Aktienregister eingetragen werden soll, auch gehéren. Die Kommanditaktionare haben der



Gesellschaft jede Anderung ihrer Angaben unverziiglich mitzuteilen. Mitteilungen und
Aufforderungen an die Kommanditaktionare werden an die der Gesellschaft zuletzt bekannt
gegebene Anschrift gerichtet.

Organisation der Gesellschaft

6

6.1

Organe

Organe der Gesellschaft sind

6.1.1 die personlich haftende Gesellschafterin,

6.1.2 der Aufsichtsrat,

6.1.3 die Hauptversammlung.

6.2

Die Gesellschaft kann einen Beirat haben.

Personlich haftende Gesellschafterin

7

7.1

7.2

8.1

8.2

Personlich haftende Gesellschafterin
Persdnlich haftende Gesellschafterin ist die
Biotest Management GmbH

mit Sitz in Frankfurt am Main.

Die personlich haftende Gesellschafterin halt keinen Kapitalanteil an der Biotest GmbH & Co.
KGaA. Sie ist zur Erbringung einer Kapitaleinlage weder berechtigt noch verpflichtet. Sie ist
am Ergebnis und am Vermdgen (einschlieBlich der stillen Reserven) der Gesellschaft nicht
beteiligt und hat im Fall ihres Ausscheidens aus der Gesellschaft keinen Anspruch auf ein
Auseinandersetzungsguthaben.

Geschaiftsfiihrung und Vertretung der Gesellschaft, Aufwendungsersatz, Vergiitung

Die persdnlich haftende Gesellschafterin ist auf die Ubernahme der Haftung und die Fiihrung
der Geschafte der Gesellschaft beschrankt. Sie ist nicht befugt, dartber hinaus flir eigene
oder fremde Rechnung Geschafte zu tatigen oder sonstige unternehmerische Aktivitaten zu
entfalten.

Die Kommanditaktiondre sind von der Fihrung der Geschdfte der Gesellschaft
ausgeschlossen (§ 278 Abs. 2 AktG in Verbindung mit § 164 Satz 1, 1. Halbsatz HGB). Das
Widerspruchsrecht der Kommanditaktionare in der Hauptversammlung zu
auBergewohnlichen GeschéftsfiihrungsmaBnahmen nach § 278 Abs. 2 AktG, § 161 Abs. 2
iVm § 116 Abs. 2 Satz 1 Hs. 2 HGB ist ausgeschlossen. Ein Widerspruchsrecht fiir folgende
auBergewodhnliche GeschaftsfiihrungsmaBnahmen steht dem Aufsichtsrat zu:

8.2.1 Erwerb und VerduBerung von Grundstlicken, Gebduden oder grundstlicksgleichen Rechten;



8.2.2

8.2.3

8.2.4

8.2.5

8.3

8.4

8.5

8.6

8.7

8.8

8.9

Ubernahme oder Erwerb sowie VerduBerung von Assets und/oder Beteiligungen, die mehr
als 30% der letztjahrigen Bilanzsumme ausmachen;

Erteilung von Ruhegehaltszusagen und Festlegung allgemeiner Regeln fiir Ruhegehalter;

Allgemeine Sonderzahlungen an die Mitarbeiter sofern diese 25% des Jahresbruttogehalts
Ubersteigen;

Abschluss von Vergleichen, sofern der Vergleichsbetrag zu einer Belastung der Gesellschaft
in H6he von mindestens EUR 5.000.000,00 gegenliber dem bilanziellen Ansatz flihrt,

Die Geschéftsfihrung obliegt der personlich haftenden Gesellschafterin. Die personlich
haftende Gesellschafterin fihrt die Geschafte der Gesellschaft nach den Bestimmungen des
Gesetzes und dieser Satzung. Die Geschéaftsflihrungsbefugnis der persdnlich haftenden
Gesellschafterin umfasst auch auBergewdhnliche GeschaftsfihrungsmaBnahmen. Die
personlich haftende Gesellschafterin und ihre jeweiligen Geschéaftsflihrer sind bei der
Vertretung vom Mehrfachvertretungsverbot des § 181 2. Alt BGB befreit.

Die Gesellschaft wird durch die persénlich haftende Gesellschafterin vertreten. Gegeniiber
der personlich haftenden Gesellschafterin wird die Gesellschaft durch den Aufsichtsrat
vertreten.

Der personlich haftenden Gesellschafterin werden samtliche Auslagen im Zusammenhang
mit der Fihrung der Geschdfte der Gesellschaft, einschlieBlich der Verglitung ihrer
Organmitglieder, von der Gesellschaft ersetzt. Dies umfasst auch Auslagen, die im
Zusammenhang mit der Beendigung der Gesellschafterstellung der personlichen haftenden
Gesellschafterin (auch noch nach dieser Beendigung) anfallen. Die persodnlich haftende
Gesellschafterin rechnet ihre Aufwendungen grundsatzlich monatlich ab; sie kann in
angemessenem Umfang Vorschuss verlangen.

Die persdnlich haftende Gesellschafterin erhilt fiir die Ubernahme der Geschéftsfithrung der
Gesellschaft und der Haftung von der Gesellschaft eine gewinn- und verlustunabhangige
jahrliche Vergitung in H6he von 6 % ihres Stammkapitals. MaBgeblich flir die Berechnung
ist das Stammkapital am Beginn eines Geschaftsjahres.

Die Gesellschaft unterhalt im eigenen Interesse eine angemessene Vermdgensschaden-
Haftpflichtversicherung fiir ihre Organe und Leitungsverantwortlichen, in die auch die
personlich haftende Gesellschafterin und deren Organe und Leitungsverantwortliche
einbezogen und mitversichert werden.

Alle Zahlungen, die die personlich haftende Gesellschafterin erhalt, gelten — ungeachtet etwa
abweichender steuerlicher Vorschriften — im Verhaltnis zu den Kommanditaktionaren als
Aufwand der Gesellschaft.

Die personlich haftende Gesellschafterin scheidet aus der Gesellschaft mit Wirksamwerden
ihrer Kiindigung aus. Die Kiindigung hat durch eingeschriebenen Brief zu erfolgen. Sie ist
nur auf das Ende eines Geschaftsjahres unter Einhaltung einer Frist von einem Jahr zuldssig.
Die Hauptversammlung kann der Verklirzung der Kiindigungsfrist zustimmen.



8.10 Scheidet die persénlich haftende Gesellschafterin aus der Gesellschaft aus oder ist dieses

Ausscheiden abzusehen, so ist der Aufsichtsrat berechtigt und verpflichtet, unverziglich
bzw. zum Zeitpunkt des Ausscheidens der personlich haftenden Gesellschafterin eine neue
personlich haftende Gesellschafterin in die Gesellschaft aufzunehmen. Scheidet die
personlich haftende Gesellschafterin aus der Gesellschaft aus, ohne dass gleichzeitig eine
solche neue personlich haftende Gesellschafterin aufgenommen worden ist, wird die
Gesellschaft ibergangsweise von den Kommanditaktionaren alleine fortgesetzt. Der
Aufsichtsrat hat in diesem Fall unverziglich die Bestellung eines Notvertreters zu
beantragen, der die Gesellschaft bis zur Aufnahme einer neuen persénlich haftenden
Gesellschafterin gemaB Satz 1 dieses Absatzes vertritt, insbesondere bei Erwerb, Griindung
und/oder Beitritt dieser persdnlich haftenden Gesellschafterin. Der Aufsichtsrat ist
ermachtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Wechsel der persoénlich haftenden
Gesellschafterin zu berichtigen.

Aufsichtsrat
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Zusammensetzung, Wahlen und Amtszeit

Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern. Davon werden vier Mitglieder von den
Kommanditaktiondren nach den Vorschriften des Aktiengesetzes gewahlt und zwei Mitglieder
von den Arbeitnehmern nach den Bestimmungen des Drittelbeteiligungsgesetzes.

Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt fur die Zeit bis zur Beendigung der
Hauptversammlung, die Gber die Entlastung flir das vierte Geschéftsjahr nach dem Beginn
der Amtszeit beschlieBt. Das Geschaftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht
mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann im Rahmen der Wahl des Aufsichtsrats eine
klrzere Amtszeit vorsehen. Eine Wiederwahl ist statthaft.

Werden Ersatzmitglieder der Kommanditaktiondre im Aufsichtsrat gewahlt, treten sie, sofern
bei der Wahl keine anderweitige Bestimmung getroffen wird, in der Reihenfolge ihrer
Benennung an die Stelle vorzeitig ausscheidender Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner.
Wird ein Aufsichtsratsmitglied an Stelle eines ausscheidenden Mitglieds gewahlt, besteht
sein Amt fliir den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds. Tritt ein Ersatzmitglied
an die Stelle des Ausgeschiedenen, erlischt sein Amt, falls in der nachsten oder
Ubernachsten Hauptversammlung nach Eintritt des Ersatzfalles eine Neuwahl fiir den
Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung dieser Hauptversammlung, andernfalls mit
Ablauf der restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen.

Jedes Mitglied des Aufsichtsrates und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt mit einer Frist von
einem Monat durch eine an die personlich haftende Gesellschafterin und den Vorsitzenden
des Aufsichtsrates zu richtende schriftliche Erklarung niederlegen. Der Vorsitzende des
Aufsichtsrats erklart die Niederlegung seines Amts gegeniiber der persénlich haftenden
Gesellschafterin und seinem Stellvertreter. Die personlich haftende Gesellschafterin kann
einer Verkilrzung der Niederlegungsfrist nach S.1 bzw. dem Verzicht auf die
Niederlegungsfrist zustimmen. Das Recht, das Amt aus wichtigem Grund ohne Einhaltung
einer Frist niederzulegen, bleibt unberihrt.

Vorsitzender und Stellvertreter, Geschiftsordnung
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Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der von der Hauptversammlung zu wahlende
Aufsichtsratsmitglieder neu gewahlt worden sind, findet (soweit erforderlich) eine
Aufsichtsratssitzung statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. In dieser
Sitzung wahlt der Aufsichtsrat aus seiner Mitte und unter dem Vorsitz des an Lebensjahren
altesten Aufsichtsratsmitglieds flir die Dauer der entsprechenden Amtszeit einen
Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Soweit ausschlieBlich die Wiederwahl von
Aufsichtsratsmitgliedern erfolgt oder alle Mitglieder zustimmen, kann die Beschlussfassung
auch auBerhalb einer Sitzung stattfinden. Scheidet wahrend der Amtsdauer der
Aufsichtsratsvorsitzende oder sein Stellvertreter aus dem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat
unverziglich eine neue Wahl nach den vorstehenden Grundsatzen vorzunehmen.

Der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden hat nur dann die gesetzlichen und
satzungsmaBigen Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser verhindert ist. Bei der
Austbung des Amtes des Vorsitzenden ist der Stellvertreter zum Nachweis des
Vertretungsfalles nicht verpflichtet.

Willenserklarungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den
Vorsitzenden abgegeben.

Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen der gesetzlichen und der durch diese Satzung
aufgestellten Bestimmungen eine Geschéftsordnung.

Sitzungen

In jedem Kalenderhalbjahr muss der Aufsichtsrat zwei Sitzungen abhalten. Der Aufsichtsrat
kann beschlieBen, dass nur eine Sitzung im Kalenderhalbjahr abzuhalten ist.

Der Aufsichtsratsvorsitzende oder — im Falle seiner Verhinderung - sein Stellvertreter beruft
die Sitzungen des Aufsichtsrates unter Einhaltung einer Frist von drei Wochen ein und
bestimmt Ort, Form und Zeit der Sitzung. Die Frist von drei Wochen gilt nicht flr
Einberufungen von Sitzungen gemdB § 110 Abs. 1 AktG. Bei der Berechnung der Frist
werden der Tag der Absendung der Einberufung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet.
Der Aufsichtsratsvorsitzende kann diese Frist in dringenden Fallen abkiirzen. Die Einladung
kann schriftlich oder auf sonstigem Wege (insbesondere durch alle Mittel der
Telekommunikation, u.a. Telefax, Filesharing oder E-Mail) erfolgen und ist an die
entsprechende, der personlich haftenden Gesellschafterin zuletzt bekannt gegebene
Kontaktinformation zu richten. Mit der Einladung ist die Tagesordnung bekannt zu geben.
Der Aufsichtsratsvorsitzende leitet die Sitzung und bestimmt die Reihenfolge der
Verhandlungsgegenstande und die Art der Abstimmung.

Als Sitzungen im Sinne des Aktiengesetzes gelten auch Zusammenkiinfte des Aufsichtsrats
in Videokonferenzen (,,Virtuelle Aufsichtsratssitzungen™) und Mischformen aus
Prasenzsitzung und Videokonferenz (,,Hybride Aufsichtsratssitzungen"). Virtuelle
Aufsichtsratssitzungen oder Hybride Aufsichtsratssitzungen kénnen auf Anordnung des
Aufsichtsratsvorsitzenden oder mit Zustimmung aller Mitglieder abgehalten werden. Im Falle
der Anordnung durch den Aufsichtsratsvorsitzenden steht den Mitgliedern des Aufsichtsrates
kein Widerspruchsrecht zu.

Beschlussfassung
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Beschllisse des Aufsichtsrates werden in der Regel in Sitzungen gefasst.

In Sitzungen ist der Aufsichtsrat beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte seiner
Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, anwesend sind, in jedem Fall aber
mindestens drei Mitglieder. Beschliisse des Aufsichtsrates werden mit der einfachen
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht gesetzlich zwingend oder durch
diese Satzung etwas anderes bestimmt ist. Stimmenthaltungen und unglltige Stimmen
gelten fur die Mehrheitsermittlung als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit ist
die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden ausschlaggebend. Dies gilt auch bei Wahlen. Bei
Beschlussfassungen auBerhalb von Sitzungen gelten diese Bestimmungen entsprechend.

Im Rahmen von Virtuellen Aufsichtsratssitzungen und Hybriden Aufsichtsratssitzungen kann
die Beschlussfassung auch im Wege der Videokonferenz erfolgen. Eine Moglichkeit zum
Widerspruch gegen die vom Aufsichtsratsvorsitzenden angeordnete Form der
Beschlussfassung besteht nicht.

Nicht prasente bzw. nicht per Videokonferenz teilnehmende oder zugeschaltete
(~Abwesende™) Aufsichtsratsmitglieder kénnen auch dadurch an der Beschlussfassung
teilnehmen, dass sie durch anwesende Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmabgaben
Uberreichen lassen. Als schriftliche Stimmabgabe gilt auch die auf sonstigem Wege
(insbesondere durch alle Mittel der Telekommunikation, u.a. Telefax, Filesharing oder E-
Mail) tUbermittelte Kopie der Stimmabgabe, wenn das entsprechende Original vom
Abwesenden Aufsichtsratsmitglied eigenhandig unterzeichnet wurde. Die nachtragliche
Stimmabgabe eines Abwesenden Aufsichtsratsmitglieds ist innerhalb einer vom
Aufsichtsratsvorsitzenden gesetzten, angemessenen Frist mdglich, wenn der
Aufsichtsratsvorsitzende dieses Beschlussverfahren vor der Abstimmung der anwesenden
Aufsichtsratsmitglieder zu dem/den betroffenen Tagesordnungspunkt/en angeordnet hat.
Der Aufsichtsratsvorsitzende kann die Form der nachtraglichen Stimmabgabe festlegen (vgl.
diese Ziffer 12.4). Der vom Aufsichtsratsvorsitzenden angeordneten Art der
Beschlussfassung und Form der nachtrdaglichen Stimmabgabe kann nicht widersprochen
werden.

Eine Beschlussfassung Uber nicht in der Tagesordnung aufgeflihrte Gegenstande ist nur
zulassig, wenn kein anwesendes Aufsichtsratsmitglied widerspricht und die Abwesenden
Aufsichtsratsmitglieder nachtraglich zur schriftlichen Stimmabgabe aufgefordert werden und
keines der Abwesenden Aufsichtsratsmitglieder innerhalb einer vom
Aufsichtsratsvorsitzenden bestimmten angemessenen Frist diesem Verfahren widerspricht.

Beschllisse kdnnen auch auBerhalb von Sitzungen schriftlich, (fern-)mindlich oder auf
sonstigem Wege (insbesondere durch alle Mittel der Telekommunikation, u.a. Telefax,
Filesharing oder E-Mail) oder durch eine Kombination dieser Méglichkeiten gefasst werden,
wenn samtliche Mitglieder durch den Aufsichtsratsvorsitzenden unter der entsprechenden,
der personlich haftenden Gesellschafterin zuletzt bekannt gegebenen Kontaktinformation
mit einer Frist von einer Woche zu einer solchen Abstimmung aufgefordert sind oder sich
alle Aufsichtsratsmitglieder an der Beschlussfassung beteiligen. In diesem Fall ist der
Aufsichtsrat beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte seiner Mitglieder, aus denen er
insgesamt zu bestehen hat, in jedem Fall aber mindestens drei Mitglieder sich an der
Beschlussfassung durch Stimmabgabe oder Stimmenthaltung beteiligen. Stimmenthaltungen
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und ungliltige Stimmen gelten fiir die Mehrheitsermittlung als nicht abgegebene Stimmen.
Der vom Aufsichtsratsvorsitzenden angeordneten Art der Beschlussfassung kann nicht
widersprochen werden.

Uber die Sitzungen des Aufsichtsrates ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem Leiter
der Sitzung zu unterzeichnen ist. Bei Beschlussfassungen auBerhalb von Sitzungen ist die
Niederschrift vom Aufsichtsratsvorsitzenden zu unterzeichnen und unverziiglich allen
Mitgliedern zuzuleiten. Der Aufsichtsratsvorsitzende soll auch der persdnlich haftenden
Gesellschafterin eine Abschrift zuleiten, sofern nicht ein besonderes Interesse an
Geheimhaltung gegeniber der persdnlich haftenden Gesellschafterin besteht.

Der Vorsitzende hat im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchfihrung der Beschliisse des
Aufsichtsrats erforderlichen Willenserklarungen abzugeben, wenn im konkreten Beschluss
keine anderweitige Regelung getroffen wird.

Verschwiegenheitspflicht und Verantwortlichkeit der Aufsichtsratsmitglieder

Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben Uber vertrauliche Angaben und Geheimnisse der
Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tatigkeit
im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren.

Will ein Mitglied des Aufsichtsrats Informationen an Dritte weitergeben, von denen nicht mit
Sicherheit auszuschlieBen ist, dass sie vertraulich sind oder Geheimnisse der Gesellschaft
betreffen, so ist es verpflichtet, den Vorsitzenden des Aufsichtsrats vorher zu unterrichten
und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, Aufsichtsratsmitglieder, die ihre Pflicht
verletzen, sind der Gesellschaft zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens als
Gesamtschuldner verpflichtet.

Aufsichtsratsausschiisse

Soweit es das Gesetz oder die Satzung es zulassen, kann der Aufsichtsrat ihm obliegende
Aufgaben und Rechte auf seinen Vorsitzenden, einzelne seiner Mitglieder oder auf die aus
seiner Mitte bestellten Ausschiisse lbertragen. Bei Stimmengleichheit in einer Abstimmung
gibt die Stimme des Ausschussvorsitzenden den Ausschlag, im Falle seiner Abwesenheit die
Stimme des Stellvertreters des Ausschussvorsitzenden. Im Ubrigen kann der Aufsichtsrat
auch das Verfahren etwaiger Ausschiisse regeln oder diese Regelung dem betreffenden
Ausschuss selber lberlassen.

Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat hat die ihm durch Gesetz, diese Satzung und einer etwaigen
Geschaftsordnung fiir den Aufsichtsrat bertragenen Aufgaben wahrzunehmen und jedes
Aufsichtsratsmitglied hat dabei die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften
Aufsichtsratsmitgliedes anzuwenden.

Der Aufsichtsrat hat die Geschéftsfiihrung der personlich haftenden Gesellschafterin zu
Uberwachen. Der Aufsichtsrat kann die Bicher und Schriften sowie die
Vermdgensgegenstande der Gesellschaft einsehen und prifen.
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Die persénlich haftende Gesellschafterin hat dem Aufsichtsrat regelmaBig zu berichten.
Darlber hinaus kann der Aufsichtsrat einen Bericht aus wichtigem Anlass verlangen, auch
soweit dies einen der personlich haftenden Gesellschafterin bekannt gewordenen
geschaftlichen Vorgang bei einem verbundenen Unternehmen betrifft, der auf die Lage der
Gesellschaft erheblichen Einfluss haben kann.

Ist die Gesellschaft an ihrer personlich haftenden Gesellschafterin beteiligt, so werden alle
Rechte der Gesellschaft aus und im Zusammenhang mit dieser Beteiligung (etwa
Stimmrechte, Informationsrechte etc.) vom Aufsichtsrat wahrgenommen.

Der Aufsichtsrat ist zu Anderungen der Satzung, soweit sie nur die Fassung betreffen,
ermachtigt.

Vergiitung des Aufsichtsrats

Die Aufsichtsratsmitglieder erhalten auBer dem Ersatz ihrer Auslagen jeweils eine jahrliche
Vergltung in H6he von EUR 45.000,00, zahlbar nach Ablauf des Geschaftsjahres.

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhalt auBer dem Ersatz seiner Auslagen eine jahrliche
Vergltung in Hohe von EUR 120.000,00, sein Stellvertreter EUR 60.000,00. Fur die Tatigkeit
in einem Ausschuss des Aufsichtsrats erhalt jedes Ausschussmitglied fir jede
Ausschussmitgliedschaft eine jahrliche, nach Ablauf des Geschaftsjahres zahlbare Vergiitung
in H6he von EUR 8.000,00 als einfaches Ausschussmitglied, bzw. in H6he von EUR
30.000,00 als Vorsitzender des Prifungsausschusses sowie in Hohe von EUR 15.000,00 als
Vorsitzender eines sonstigen Ausschusses.

Aufsichtsratsmitglieder, die nur wahrend eines Teils des Geschdftsjahres dem Aufsichtsrat
angehoren, erhalten eine im Verhaltnis der Zeit geringere Verglitung.

Die Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft erstattet, soweit die Mitglieder des
Aufsichtsrates berechtigt sind, die Umsatzsteuer der Gesellschaft gesondert in Rechnung zu
stellen, und dieses Recht ausliben.

Die Gesellschaft unterhalt im eigenen Interesse eine angemessene Vermdgensschaden-
Haftpflichtversicherung fiir ihre Organe und Leitungsverantwortlichen, in die auch die
Aufsichtsratsmitglieder einbezogen und auf Kosten der Gesellschaft mitversichert werden.

Hauptversammlung

17

17.1

17.2

Ort und Einberufung

Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, am Sitz einer deutschen
Wertpapierbérse, im Umkreis von 50 km um den Sitz der Gesellschaft oder in einer anderen
deutschen Stadt mit mindestens 100.000 Einwohnern statt (Prasenzhauptversammlung).

Die personlich haftende Gesellschafterin ist ermachtigt (Ermachtigung 2025) vorzusehen,
dass die Hauptversammlungen der Gesellschaft, die innerhalb von finf Jahren nach
Eintragung dieser Satzungsregelung in das Handelsregister stattfinden, ohne physische
Prasenz der Kommanditaktiondre oder ihrer Bevollmachtigten am Ort der
Hauptversammlung abgehalten werden (virtuelle Hauptversammlung). Auf die virtuelle
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20.1

Hauptversammlung finden alle Regelungen dieser Satzung fiir Hauptversammlungen
Anwendung, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas anderes vorsieht.

Die Hauptversammlungen werden von der personlich haftenden Gesellschafterin oder in den
gesetzlich vorgesehenen Fallen von den jeweils dazu berufenen Personen einberufen. Die
Einberufung erfolgt durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger. Sind die Aktionare der
Gesellschaft namentlich bekannt, so kann die Hauptversammlung per E-Mail, Fax oder
anderweitige Erkldarungen in Textform (§ 126b BGB) einberufen werden; der Tag der
Absendung gilt als Tag der Bekanntmachung.

Fur die Einberufungsfrist gelten die gesetzlichen Bestimmungen in der jeweils gliltigen
Fassung.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates sind berechtigt, im Wege der Bild- und Tonlbertragung an
Hauptversammlungen der Gesellschaft teilzunehmen, soweit ihnen aufgrund gesetzlicher
oder gesundheitlicher Einschrankungen oder aufgrund ihres Dienst- oder Wohnsitzes im
Ausland die personliche Teilnahme nicht oder nur mit erheblichem Aufwand mdglich ist oder
eine virtuelle Hauptversammlung durchgefiihrt wird. Dies gilt jedoch nicht fir den
Versammlungsleiter, sofern dieser ein Mitglied des Aufsichtsrats ist.

Teilnahmeberechtigung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausliibung des Stimmrechts sind nur
diejenigen Kommanditaktiondre berechtigt, die im Aktienregister der Gesellschaft
eingetragen sind und sich rechtzeitig vor der Hauptversammlung angemeldet haben. Die
Anmeldung muss der Gesellschaft, unter der in der Einberufung hierflir mitgeteilten Adresse
in deutscher oder englischer Sprache, spatestens sechs Tage vor der Hauptversammlung
zugehen. In der Einberufung kann eine kiirzere, in Tagen bemessene Frist vorgesehen
werden. Der Tag des Zugangs der Anmeldung und der Tag der Hauptversammlung sind bei
der Berechnung der Frist nicht mitzurechnen. Im Ubrigen gilt § 121 Abs. 7 AktG.

Leitung der Hauptversammlung

Den Vorsitz in der Hauptversammlung fiihrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein von
ihm bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied. Fiir den Fall, dass weder der Vorsitzende des
Aufsichtsrats noch ein von ihm bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz
Ubernimmt, wird der Versammlungsleiter durch Beschluss des Aufsichtsrats gewahlt.

Der Vorsitzende leitet die Hauptversammlung. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die
Gegenstande der Tagesordnung behandelt werden, sowie die Form und Reihenfolge der
Abstimmungen. Er kann das Frage- und Rederecht der Kommanditaktionadre zeitlich
angemessen beschranken. Er kann insbesondere zu Beginn der Hauptversammlung oder
wahrend ihres Verlaufs einen zeitlichen Rahmen fiir den vollstéandigen Verlauf der
Hauptversammlung, fir einzelne Tagesordnungspunkte oder fiir einzelne Redner oder
Fragesteller festsetzen.

Stimmrecht und Beschlussfassung

Jede Stammaktie gewahrt eine Stimme.

10



20.2 Den Inhabern der Vorzugsaktien steht kein Stimmrecht zu. Soweit jedoch den Inhabern der
Vorzugsaktien nach dem Gesetz ein Stimmrecht zwingend zusteht, gewédhrt jede
Vorzugsaktie eine Stimme.

20.3 Die Hauptversammlung fasst ihre Beschllisse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des bei
der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals, soweit nicht das Gesetz oder die Satzung
zwingend etwas anderes vorschreiben.

20.4 Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht erreicht wird,
findet eine Stichwahl zwischen den beiden Personen statt, die die hdchsten Stimmzahlen
erhalten haben. Bei gleicher Stimmzahl im zweiten Wahlgang entscheidet das Los.

20.5 Soweit die Beschliisse der Hauptversammlung der Zustimmung der persénlich haftenden
Gesellschafterin bediirfen, soll diese in der Hauptversammlung erklaren, ob den Beschllssen
zugestimmt wird oder ob diese abgelehnt werden. In diesem Fall sind die Erklarungen sind
in die Niederschrift Gber die Hauptversammlung aufzunehmen. AuBerhalb der
Hauptversammlung abgegebene Zustimmungen bzw. Genehmigungen bleiben zuldssig.

20.6 Das Stimmrecht in der Hauptversammlung kann durch Bevollmachtigte ausgeilibt werden.
Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmachtigung gegenliber
der Gesellschaft bedlrfen der Textform. In der Einberufung zur Hauptversammlung kann
Abweichendes bestimmt werden. § 135 AktG bleibt unberihrt.

20.7 Die personlich haftende Gesellschafterin ist ermachtigt vorzusehen, dass
Kommanditaktiondre ihre Stimmen, auch ohne selbst oder durch einen Vertreter an der
Versammlung teilzunehmen, ganz oder teilweise schriftlich oder im Wege elektronischer
Kommunikation austiben konnen (Briefwahl). Die personlich haftende Gesellschafterin ist
auch ermachtigt, Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. Diese werden mit der
Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

21 Beirat

21.1 Die Gesellschaft kann einen Beirat haben, welcher grundsatzlich beratende Funktion und
eine Funktion zur engeren Fiihlungnahme mit Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft hat.
Naheres bestimmt die Hauptversammlung durch Beschluss.

21.2 Der Beschluss der Hauptversammlung wird mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gefasst.

Jahresabschluss und Gewinnverwendung
22 Geschidftsjahr, Jahresabschluss und Gewinnverwendung
22.1 Das Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

22.2 Die personlich haftende Gesellschafterin hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den
Jahresabschluss und, soweit gesetzlich erforderlich, den Lagebericht fiir das vergangene
Geschaftsjahr aufzustellen und, soweit Prifungspflicht besteht oder eine freiwillige Prifung
beschlossen wurde, dem Abschlussprifer vorzulegen. Entsprechendes gilt flir den
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Konzernabschluss und einen etwaigen Konzernlagebericht, soweit die Gesellschaft
konzernrechnungslegungspflichtig ist. Bei Aufstellung des Jahresabschlusses kann die
personlich haftende Gesellschafterin einen Teil des Jahresiberschusses, héchstens jedoch
die Halfte des Jahresliberschusses, in andere Gewinnriicklagen einstellen.

Die personlich haftende Gesellschafterin hat den Jahresabschluss und ggf. den Lagebericht
sowie ggf. den Konzernabschluss und Konzernlagebericht unverziiglich nach der Aufstellung
- im Falle einer Prifung unverziglich nach dem Eingang des Prifungsberichts — zusammen
mit dem Prifungsbericht des Abschlusspriifers und dem Vorschlag fir die Verwendung des
Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat vorzulegen. Der Aufsichtsrat berichtet tber das Ergebnis
seiner Prifung schriftlich an die Hauptversammlung.

Unverzlglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats liber das Ergebnis seiner Prifung
hat die persénlich haftende Gesellschafterin die ordentliche Hauptversammlung
einzuberufen, die innerhalb der ersten acht Monate des Geschaftsjahres stattzufinden hat.

Die Hauptversammlung beschlieBt Gber die Feststellung des Jahresabschlusses. Der
Beschluss bedarf der Zustimmung der personlich haftenden Gesellschafterin. Bei der
Feststellung des Jahresabschlusses ist, soweit rechtlich zuldssig, der von der personlich
haftenden Gesellschafterin gemaB Ziff. 22.2 S. 3 vorgesehene Betrag, hdochstens jedoch die
Halfte des Jahresliberschusses, in andere Gewinnrlicklagen einzustellen. Ferner beschlieBt
die Hauptversammlung Uber die Gewinnverwendung.

Die Vorzugsaktien erhalten aus dem jahrlichen Bilanzgewinn eine Vorzugsdividende in Héhe
von EUR 0,04 je Stlickaktie.

Reicht der Bilanzgewinn eines oder mehrerer Geschaftsjahre nicht zur Vorwegausschiittung
von mindestens EUR 0,04 je Stiickaktie auf die Vorzugsaktien aus, so werden die fehlenden
Betrage oder Zinsen aus dem Bilanzgewinn der folgenden Geschaftsjahre nachgezahlt, und
zwar nach Verteilung des Gewinnanteils auf die Vorzugsaktien flir diese Geschéaftsjahre und
vor der Verteilung einer Dividende auf die Stammaktien. Das Nachzahlungsrecht ist
Bestandteil des Gewinnanteils desjenigen Geschaftsjahres, aus dessen Bilanzgewinn die
Nachzahlung auf die Vorzugsaktien gewahrt wird.

Nach Ausschittung der Vorzugsdividenden von EUR 0,04 je Stickaktie auf die Vorzugsaktien
(ziff. 22.6) und Nachzahlung etwaiger Riickstédnde von Gewinnanteilen aus den Vorjahren
(Ziff. 22.7) erfolgt aus dem verbleibenden Bilanzgewinn zundchst die Zahlung eines
Gewinnanteils auf die Stammaktien von bis zu EUR 0,03 je Stlickaktie. Nach Ausschiittung
eines Gewinnanteils von EUR 0,03 je Stlickaktie auf die Stammaktien nehmen Vorzugs- und
Stammaktien im Verhaltnis ihrer anteiligen Betrage am Grundkapital an einer weiteren
Gewinnausschittung in der Weise teil, dass die Vorzugsaktien Uber die auf Stammaktien
entfallende Dividende hinaus eine Mehrdividende von EUR 0,02 je Stickaktie erhalten.

Soweit die Gesellschaft Genussscheine ausgegeben hat und sich aus den jeweiligen
Genussrechtsbedingungen flr die Inhaber der Genussscheine ein Anspruch auf Ausschittung
aus dem Bilanzgewinn ergibt, ist der Anspruch der Kommanditaktionare auf diesen Teil des
Bilanzgewinns ausgeschlossen (§ 58 Abs. 4 AktG).
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22.10 Nach Ablauf eines Geschaftsjahres kann der personlich haftende Gesellschafter mit

Zustimmung des Aufsichtsrats im Rahmen des § 59 AktG eine Abschlagsdividende an die
Kommanditaktiondre ausschitten.

22.11 Die personlich haftende Gesellschafterin ist am Ergebnis der Gesellschaft nicht beteiligt

(siehe ziffer 7.2). Ziffern 8.5 bis 8.7 und die auf deren Grundlage getroffenen Regelungen
bleiben unberthrt.

Schlussbestimmungen

23

24

25

26

Teilunwirksamkeit

Sollte eine Bestimmung dieser Satzung oder eine zukiinftige Bestimmung dieser Satzung
ganz oder teilweise nicht rechtswirksam oder undurchfiihrbar sein oder ihre Wirksamkeit
oder Durchflihrbarkeit spater verlieren, so soll hierdurch die Giltigkeit der Satzung im
Ubrigen nicht beriihrt werden. Das gleiche gilt, soweit sich in der Satzung eine Liicke
herausstellen sollte. Anstelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Regelung zur
Ausflllung der Licke soll eine angemessene Regelung gelten, die — soweit rechtlich mdéglich
- dem am nachsten kommt, was die Anteilseigner gewollt habe oder nach dem Sinn und
Zweck der Satzung gewollt haben wirden, sofern sie bei der Beschlussfassung Uber die
Satzung oder die Erganzung den Punkt bedacht hatten. Dies gilt auch, wenn die
Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf einem in der Satzung normierten MaB der
Leistung oder der Zeit (Frist oder Temin) beruht; in solchen Fallen tritt ein dem Gewollten
maoglichst nahekommendes, rechtlich zulassiges MaB der Leistung oder Zeit an die Stelle des
Vereinbarten.

Festsetzung beziiglich Formwechsel, Erbringung Grundkapital

Das bei Umwandlung der Gesellschaft in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien vorhandene
Grundkapital wurde vollstéandig durch Formwechsel des Rechtstragers bisheriger Rechtsform,
der Biotest Aktiengesellschaft mit Sitz in Dreieich, erbracht.

Griindungsaufwand

Die Gesellschaft tragt den Griindungsaufwand in Bezug auf die Umwandlung des
Rechtstragers bisheriger Rechtsform, der Biotest Aktiengesellschaft mit Sitz in Dreieich, in
die Biotest GmbH & Co. KGaA im Gesamtbetrag von bis zu EUR 400.000,00.

Sprache

Die Satzung ist in der deutschen Sprache gefasst und ins Englische Ubersetzt. Im Falle von
Abweichungen geht die deutsche der englischen Version vor. Nur der deutsche Text ist die
notariell beurkundete Satzung. Die englische Ubersetzung ist lediglich zu
Informationszwecken beigefiigt.
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Articles of Association
of
Biotest GmbH & Co. KGaA

(“Company”)

General Provisions

1

1.1

1.2

1.3

2.1

2.2

3.1

3.2

Company, registered office, duration

The partnership limited by shares has the name

Biotest GmbH & Co. KGaA.

The Company'’s registered office is Dreieich.

The Company is established for an indefinite period of time.
Object of the Company

The object of the Company is — in particular using the trademark "Biotest" - the
development, manufacture, and distribution of biological, chemical, pharmaceutical, human
and veterinary medical, cosmetic, and dietary products, as well as containers, equipment,
machines, and accessories for medical, pharmaceutical, and analytical purposes, as well as
research in these fields. Furthermore, the Company's activities (in particular research,
development, manufacture, and distribution) in the field of plant protection and plant
breeding, the testing and purification of soil, water, and air, and in the field of products,
materials, and technologies used in space travel.

The Company is authorized to conduct all transactions that are likely to directly or indirectly
promote the Company's purpose or are otherwise related thereto. In particular, the
Company may establish, acquire, or participate in companies of the same type or in related
industries, and establish branches, both domestically and abroad.

Announcements and transmission of information

The Company's announcements shall be published in the Federal Gazette, unless the law
stipulates otherwise.

Information may also be transmitted to shareholders by means of remote data transmission.

Share Capital and Shares

4

4.1

4.2

Share Capital
The share capital of the Company amounts to EUR 39,571,452.00.

It is divided into



4.3

4.4

5.1

5.2

5.3

5.4

5.5

19,785,726 no-par value ordinary shares (“Ordinary Shares”)
and
19,785,726 no-par value non-voting preference shares (“Preference Shares”).

The terms of the Preference Shares are set out in sections 20 and 22. The approval of the
preference shareholders is not required for the issue of additional preference shares, profit
participation certificates, warrant bonds, convertible bonds and similar instruments which
are equivalent to or have priority over the existing Preference Shares in the distribution of
profits and/or Company assets.

In the event of a capital increase, the profit participation of new shares may be determined
in deviation from Section 60 of the German Stock Corporation Act (AktG).

Shares
The shares are no-par value shares and are registered shares.

If, in the event of a capital increase, the resolution to increase the share capital does not
specify whether the new shares are to be bearer shares or registered shares, they shall also
be registered shares.

The form of the share certificates and the profit participation and renewal certificates shall
be determined by the general partner with the approval of the supervisory board; this shall
apply accordingly to other securities and bonds issued by the Company. The Company is
authorised to issue share certificates representing individual shares (individual shares) or
multiple shares (global shares). The shareholders' right to securitisation of their shares and
profit participation is excluded to the extent permitted by law.

The increase and decrease of the share capital as well as the use of the capital reserve and
retained earnings require the approval of the general partner.

The Company keeps an electronic share register. Shareholders must provide the Company
with their name, address, electronic address and date of birth for entry in the share register
if they are natural persons, and their company name, business address and registered office
if they are legal entities or partnerships with (partial) legal capacity, as well as the number
of shares and the share class (Ordinary Shares or Preference Shares) they hold in each
case. The extent to which the shares belong to the person who is to be entered in the share
register as the holder must also be communicated. Shareholders must inform the company
immediately of any change of their data. Notices and requests to the shareholders will be
sent to the address last notified to the Company.

Organisation of Company

6

6.1

Governing Body

The Company's governing bodies are:

6.1.1 the general partner,



6.1.2

6.1.3

6.2

the supervisory board,
the general meeting.

The Company may have an advisory board.

General Partner

7

7.1

7.2

8.1

8.2

8.2.1

8.2.2

8.2.3

8.2.4

8.2.5

8.3

General Partner

The personally liable partner is
Biotest Management GmbH
based in Frankfurt am Main.

The general partner holds no capital interest in Biotest GmbH & Co. KGaA. It is neither
authorized nor obligated to make a capital contribution. It does not participate in the
Company's results or assets (including hidden reserves) and is not entitled to any settlement
balance in the event of its withdrawal from the Company.

Management and Representation of the Company, Reimbursement of Expenses,
Remuneration

The general partner's authority is limited to assuming liability and managing the Company's
business. It is not authorized to conduct business or engage in other entrepreneurial
activities for its own or third-party account.

The shareholders are excluded from managing the Company's business (Section 278 para. 2
AktG in conjunction with Section 164, s. 1, half sentence 1 German Commercial Code (HGB).
The shareholders' right to object to extraordinary management measures at the Annual
general meeting pursuant to Section 278 para. 2 AktG and Section 161 para. 2 in
conjunction with Section 116 para. 2 s. 1, half sentence 2 HGB is excluded. The supervisory
board has the right to object to the following extraordinary management measures:

acquisition and disposal of land, buildings or rights equivalent to land;

acquisition or takeover as well as sale of assets and/or shareholdings that account for more
than 30% of the previous year's balance sheet total;

granting pension commitments and laying down general rules for pensions;
general special payments to employees if they exceed 25% of the annual gross salary;

conclusion of settlements, provided that the settlement amount leads to a burden on the
Company in the amount of at least EUR 5,000,000.00 compared to the balance sheet
recognition,

The management is the responsibility of the general partner. The general partner conducts
the business of the Company in accordance with the provisions of the law and these articles
of association. The management authority of the general partner also includes extraordinary
management measures. The general partner and her respective managing directors are



8.4

8.5

8.6

8.7

8.8

8.9

8.10

exempt from the prohibition of multiple representation under § 181 alternative 2 BGB in the
case of representation.

The Company is represented by the general partner. The Company is represented by the
supervisory board vis-a-vis the general partner.

The general partner shall be reimbursed by the Company for all expenses incurred in
connection with the management of the Company's business, including the remuneration of
its managing directors. This also includes expenses incurred in connection with the
termination of the general partner's position as partner (even after this termination). The
general partner generally accounts for its expenses on a monthly basis; it may demand an
advance payment to an appropriate extent.

The general partner receives an annual remuneration of 6% of its share capital, regardless
of profit or loss, for taking over the management of the Company and the liability from the
Company. The decisive factor for the calculation is the share capital at the beginning of a
financial year.

In its own interest, the Company maintains appropriate financial loss liability insurance for
its executive bodies and management, in which the general partner and its executive bodies
and management are also included and insured.

All payments received by the general partner are considered to be expenses of the Company
in relation to the shareholders - regardless of any deviating tax provisions.

The general partner leaves the Company upon the effective date of her termination. Notice
of termination must be given by registered letter. It is only permissible at the end of a
financial year with a notice period of one year. The general meeting may approve the
shortening of the notice period.

If the general partner leaves the Company or if this departure is foreseeable, the
supervisory board is entitled and obliged to admit a new general partner to the Company
immediately or at the time of the general partner's departure. If the general partner leaves
the Company without such a new general partner having been admitted at the same time,
the Company is continued by the shareholders alone on a transitional basis. In this case, the
supervisory board shall immediately apply for the appointment of an emergency
representative to represent the Company until a new general partner has been admitted in
accordance with sentence 1 of this paragraph, in particular in the event of the acquisition,
formation and/or joining of this general partner. The supervisory board is authorised to
amend the wording of the Articles of Association in accordance with the change of general
partner.

Supervisory Board

9

9.1

Composition, Elections and Term of Office

The supervisory board consists of six members. Of these, four members are elected by the
shareholders in accordance with the provisions of the Stock Corporation Act (AktG) and two



9.2

9.3

9.4

10

10.1

10.2

10.3

members by the employees in accordance with the provisions of the One-Third Participation
Act (DrittelbG).

The supervisory board members will be elected for the period until the end of the general
meeting, which resolves on the discharge of the supervisory board for the fourth financial
year following the commencement of the term of office. The financial year in which the term
of office begins is not counted. The general meeting may provide for a shorter term of office
as part of the election of the supervisory board. Re-election is permitted.

If substitute members of the shareholders are elected to the supervisory board, they shall
replace members of the supervisory board of the shareholders who are leaving prematurely
in the order in which they are appointed, unless otherwise stipulated during the election. If a
member of the supervisory board is elected in place of a leaving member, his or her office
shall continue for the remainder of the term of office of the leaving member. If a substitute
member takes the place of the leaving member, his or her office shall expire at the end of
this general meeting, otherwise at the end of the remaining term of office of the leaving
member, if a new election for the leaving member takes place at the next general meeting
or the one after the next general meeting after the occurrence of the replacement event.

Any member of the supervisory board and any substitute member may resign from office
with one month's notice by means of a written declaration to be addressed to the general
partner and the chairperson of the supervisory board. The chairperson of the supervisory
board declares his resignation from office to the general partner and his deputy. The general
partner may agree to a shortening of the resignation period pursuant to s.1 or to the waiver
of the resignation period. The right to resign from office for good cause without observing a
deadline remains unaffected.

Chairperson and Deputy, Rules of Procedure

Following the general meeting, at which supervisory board members to be elected by the
general meeting have been newly elected, a supervisory board meeting is held (if required),
to which a special invitation is not required. At this meeting, the supervisory board elects a
chairperson and a deputy chairperson from among its members and under the
chairpersonship of the oldest supervisory board member in terms of age for the duration of
the corresponding term of office. If only supervisory board members are re-elected or all
members agree, resolutions may also be passed outside of a meeting. If the chairperson of
the supervisory board or his or her deputy leaves office during the term of office, the
supervisory board must immediately hold a new election in accordance with the above
principles.

The deputy chairperson of the supervisory board only has the statutory and statutory rights
and duties of the chairperson if the chairperson is unable to attend. In the exercise of the
office of chairperson, the deputy is not obliged to provide proof of the case of
representation.

Declarations by the supervisory board are made on behalf of the supervisory board by the
chairperson.



10.4

11

11.1

11.2

11.3

12

12.1

12.2

12.3

12.4

The supervisory board shall adopt its rules of procedure within the framework of the
statutory provisions and those laid down by these Articles of Association.

Meetings

The supervisory board must hold two meetings in each calendar half-year. The supervisory
board may decide that only one meeting is to be held per calendar half-year.

The chairperson of the supervisory board or, if he or she is unable to attend, his or her
deputy shall convene the meetings of the supervisory board with a notice period of three
weeks and shall determine the place, form and time of the meeting. The period of three
weeks does not apply to convening meetings pursuant to Section 110 para. 1 AktG. When
calculating the time limit, the day on which the convocation was sent and the day of the
meeting are not counted. The chairperson of the supervisory board may shorten this period
in urgent cases. The invitation may be issued in writing or by other means (in particular by
all means of telecommunication, including fax, file sharing or e-mail) and must be sent to
the relevant contact information last disclosed to the general partner. The agenda is to be
announced with the invitation. The chairperson of the supervisory board chairs the meeting
and determines the order of the items to be discussed and the type of voting.

Meetings of the supervisory board in video conferences ("Virtual Supervisory Board
Meetings") and mixed forms of face-to-face meetings and video conferences ("Hybrid
Supervisory Board Meetings") are also considered meetings within the meaning of the
German Stock Corporation Act (AktG). Virtual Supervisory Board Meetings or Hybrid
Supervisory Board Meetings may be held at the request of the chairperson of the
supervisory board or with the consent of all members. In the event of an order by the
chairperson of the supervisory board, the members of the supervisory board shall not have
the right to object.

Resolutions
Resolutions of the supervisory board are usually passed in meetings.

The supervisory board has a quorum at meetings if at least half of its members, of whom it
must consist in total, are present, but in any case, at least three members. Resolutions of
the supervisory board shall be passed by a simple majority of the votes cast, unless
otherwise required by law or provided otherwise by these Articles of Association. Abstentions
and invalid votes are considered votes not cast for the majority determination. In the event
of a tie, the vote of the chairperson of the supervisory board shall be decisive. This also
applies to elections. In the case of resolutions passed outside of meetings, these provisions
apply accordingly.

In the context of Virtual Supervisory Board Meetings and Hybrid Supervisory Board
Meetings, resolutions can also be passed by video conference. There is no possibility of
objecting to the form of resolution ordered by the chairperson of the supervisory board.

Members of the supervisory board who are not present or who do not participate or
participate in the video conference ("Absent") may also participate in the passing of
resolutions by having written votes submitted by members of the supervisory board who are



12.5

12.6

12.7

12.8

13

13.1

13.2

present. A copy of the vote cast transmitted by other means (in particular by all means of
telecommunication, including fax, file sharing or e-mail) shall also be deemed to have been
cast in writing, if the corresponding original has been signed by the Absent supervisory
board member in person. The subsequent voting of an Absent supervisory board member is
possible within a reasonable period of time set by the chairperson of the supervisory board if
the chairperson of the supervisory board has ordered this resolution procedure before the
vote of the supervisory board members present on the agenda item(s) concerned. The
chairperson of the supervisory board may determine the form of subsequent voting (see this
Section 12.4). The type of resolution and form of subsequent voting ordered by the
chairperson of the supervisory board cannot be contradicted.

A resolution on items not listed on the agenda is only permissible if no supervisory board
member present objects and the absent supervisory board members are subsequently
requested to cast a vote in writing and none of the Absent supervisory board members
objects to this procedure within a reasonable period of time determined by the chairperson
of the supervisory board.

Resolutions may also be passed outside of meetings in writing, (by telephone) or by other
means (in particular by all means of telecommunication, including fax, file sharing or e-mail)
or by a combination of these options, if all members are requested to vote by the
chairperson of the supervisory board using the relevant contact information last disclosed to
the general partner with a notice period of one week, or if all supervisory board members
participate in the decision-making. In this case, the supervisory board shall have a quorum if
at least half of its members, of whom it must consist in total, but in any case, at least three
members participate in the adoption of the resolution by casting votes or abstaining.
Abstentions and invalid votes are considered votes not cast for the majority determination.
The type of resolution ordered by the chairperson of the supervisory board cannot be
contradicted.

Minutes of the meetings of the supervisory board must be drawn up, which must be signed
by the chairperson of the meeting. In the case of resolutions passed outside of meetings,
the minutes must be signed by the chairperson of the supervisory board and forwarded to all
members without delay. The chairperson of the supervisory board shall also forward a copy
to the general partner, unless there is a special interest in secrecy vis-a-vis the general
partner.

On behalf of the supervisory board, the chairperson shall make the declarations necessary
for the implementation of the resolutions of the supervisory board, unless otherwise
stipulated in the specific resolution.

Duty of Confidentiality and Responsibility of the Members of the Supervisory Board

The members of the supervisory board must maintain confidentiality about confidential
information and secrets of the Company, in particular trade or business secrets, which have
become known to them through their work on the supervisory board.

If a member of the supervisory board wishes to pass on information to third parties that
cannot be ruled out with certainty that it is confidential or relates to the Company's secrets,



14

15

15.1

15.2

15.3

15.4

15.5

16

16.1

16.2

he or she is obliged to inform the chairperson of the supervisory board in advance and give
him the opportunity to comment, and supervisory board members who violate their duty are
jointly and severally liable to compensate the Company for the resulting damage.

Supervisory Board Committees

To the extent permitted by law or the Articles of Association, the supervisory board may
delegate tasks and rights incumbent upon it to its chairperson, individual members or to
committees appointed from among its members. In the event of a tie in a vote, the vote of
the chairperson of the committee shall be decisive, and in the event of his absence, the vote
of the deputy chairperson of the committee. In addition, the supervisory board can also
regulate the procedure of any committees or leave this regulation to the committee
concerned.

Duties and Powers of the Supervisory Board

The supervisory board shall perform the duties assigned to it by law, these Articles of
Association and any rules of procedure for the supervisory board, and each supervisory
board member shall exercise the diligence of a prudent and conscientious supervisory board
member.

The supervisory board must monitor the management of the general partner. The
supervisory board can inspect and audit the Company's books and writings as well as its
assets.

The general partner must report regularly to the supervisory board. In addition, the
supervisory board may request a report for good cause, also insofar as this relates to a
business transaction at an affiliated Company that has become known to the general
partner, and which may have a significant influence on the position of the Company.

If the Company holds a stake in its general partner, all rights of the Company arising from
and in connection with this participation (such as voting rights, information rights, etc.) are
exercised by the supervisory board.

The supervisory board is authorized to amend the Articles of Association insofar as they only
affect the wording.

Remuneration of the Supervisory Board

In addition to the reimbursement of their expenses, the members of the supervisory board
each receive an annual remuneration of EUR 45,000.00, payable at the end of the financial
year.

In addition to the reimbursement of his expenses, the chairperson of the supervisory board
receives annual remuneration of EUR 120,000.00 and his deputy EUR 60,000.00. For their
work on a supervisory board committee, each committee member receives annual
remuneration of EUR 8,000.00 for each committee membership, payable after the end of the
financial year, as an ordinary committee member, EUR 30,000.00 as chairperson of the
audit committee and EUR 15,000.00 as chairman of another committee.



16.3

16.4

16.5

Supervisory board members who are members of the supervisory board for only part of the
financial year receive a lower remuneration in proportion to the time.

The VAT is refunded by the Company insofar as the members of the supervisory board are
entitled to invoice the Company separately for the VAT and exercise this right.

In its own interest, the Company maintains appropriate financial loss liability insurance for
its executive bodies and managers, in which the members of the supervisory board are also
included and co-insured at the Company's expense.

General Meeting

17

17.1

17.2

17.3

17.4

17.5

18

Location and Convocation

The general meeting takes place at the Company's registered office, at the registered office
of a German stock exchange, within a radius of 50 km from the Company's registered office
or in another German city with at least 100,000 inhabitants (in-person general meeting).

The general partner is authorized (authorization 2025) to provide that the general meetings
of the Company that take place within five years of the entry of this provision in the
commercial register are held without the physical presence of the shareholders or their
proxies at the location of the general meeting (virtual general meeting). All provisions of
these Articles of Association for general meetings shall apply to the virtual general meeting,
unless otherwise provided by law.

The general meetings are convened by the general partner or, in the cases provided for by
law, by the persons appointed to do so. The meeting is convened by publication in the
Federal Gazette. If the shareholders of the company are known by name, the general
meeting may be convened by e-mail, fax or other declarations in text form (§ 126b BGB);
the date of dispatch shall be deemed the date of announcement.

The statutory provisions apply to the convening period as amended from time to time.

The members of the supervisory board are entitled to participate in general meetings of the
Company by means of video and audio transmission if they are unable to attend in person or
only with considerable effort due to legal or health restrictions or due to their place of
employment or residence abroad, or if a virtual general meeting is held. However, this does
not apply to the chairperson of the meeting, provided that he or she is a member of the
supervisory board.

Eligibility

Only those shareholders who are entered in the Company's share register and have
registered in good time prior to the general meeting are entitled to attend the general
meeting and exercise their voting rights. The registration must be received by the Company
in German or English at the address stated in the invitation no later than six days before the
general meeting. The convocation may provide for a shorter period of time measured in
days. The date of receipt of the registration and the day of the general meeting are not to
be counted in the calculation of the deadline. Section 121 (7) AktG also applies.



19

19.1

19.2

20

20.1

20.2

20.3

20.4

20.5

20.6

20.7

21

Chair of the Annual General Meeting

The general meeting is chaired by the chairperson of the supervisory board or another
supervisory board member designated by him. In the event that neither the chairperson of
the supervisory board nor a member of the supervisory board appointed by him or her takes
over the chairpersonship, the chairperson of the meeting is elected by resolution of the
supervisory board.

The chairperson chairs the general meeting. It determines the order in which the items on
the agenda are dealt with and the form and order of the votes. It may limit the
shareholders' right to ask questions and speak for an appropriate period of time. In
particular, at the beginning of the general meeting or during its course, it may set a time
frame for the complete course of the general meeting, for individual agenda items or for
individual speakers or questioners.

Voting Rights and Decision-making
Each Ordinary Share grants one vote.

The holders of the Preference Shares are not entitled to any voting rights. However, to the
extent that the holders of the Preference Shares are required by law to have voting rights,
each Preference Share grants one vote.

The general meeting passes its resolutions by a simple majority of the votes cast and, if a
majority of capital is required, by a simple majority of the share capital represented at the
time of the resolution, unless the law or the Articles of Association stipulate otherwise.

If a simple majority of votes is not achieved in elections in the first round, a run-off election
takes place between the two persons who received the highest number of votes. If the
number of votes is equal in the second ballot, the decision is made by lot.

Insofar as the resolutions of the general meeting require the approval of the general
partner, the general partner shall declare at the general meeting whether the resolutions are
approved or rejected. In this case, the declarations must be included in the minutes of the
general meeting. Approvals or authorisations given outside the general meeting remain
permissible.

The declarations must be recorded in the minutes of the general meeting. Voting rights at
the general meeting may be exercised by proxy. The granting of the power of attorney, its
revocation and the proof of the power of attorney vis-a-vis the Company must be in text
form. Deviations may be stipulated in the convening of the general meeting. Section 135
AktG remains unaffected.

The general partner is authorised to provide that shareholders may exercise their votes in
whole or in part in writing or by means of electronic communication, even without attending
the meeting in person or through a representative (postal vote). The general partner is also
authorised to make provisions on the procedure. These will be announced when the general
meeting is convened.

Advisory Board

10



21.1

21.2

The Company may have an advisory board, which has an advisory function and a function
for closer contact with science, research and business. The general meeting shall determine
further details by resolution.

The resolution of the general meeting is passed by a simple majority of the votes cast.

Annual Financial Statements and Appropriation of Profits

22

22.1

22.2

22.3

22.4

22.5

22.6

22.7

Financial Year, Annual Financial Statements and Appropriation of Profits
The financial year is the calendar year.

The general partner must prepare the annual financial statements and, if required by law,
the management report for the past financial year within the statutory deadlines and, if
there is an obligation to audit or a voluntary audit has been decided, submit it to the
auditor. The same applies to the consolidated financial statements and any group
management report, insofar as the Company is subject to group accounting. When preparing
the annual financial statements, the general partner may allocate part of the annual profit,
but no more than half of the annual profit, to other retained earnings.

The general partner has to submit the annual financial statements and, if applicable, the
management report as well as, if applicable, the group financial statements and the group
management report to the supervisory board immediately after preparation - in the event of
an audit, immediately after receipt of the audit report — together with the auditor's report
and the proposal for the appropriation of the net retained profit. The supervisory board
reports on the results of its review in writing to the general meeting.

Immediately after receipt of the supervisory board's report on the result of its audit, the
general partner must convene the general meeting, which must take place within the first
eight months of the financial year.

The general meeting resolves on the adoption of the annual financial statements. The
resolution requires the consent of the general partner. When approving the annual financial
statements, to the extent permitted by law, the amount paid by the general partner in
accordance with Section 22.2 s. 3, but not more than half of the net profit for the year, must
be allocated to other revenue reserves. In addition, the general meeting decides on the
appropriation of profits.

The Preference Shares will receive a preference dividend of EUR 0.04 per share from the
annual retained profit.

If the retained profit of one or more financial years is not sufficient for the advance
distribution of at least EUR 0.04 per share on the Preference Shares , the missing amounts
or interest will be paid out of the retained profit of the following financial years, after the
distribution of the profit share to the Preference Shares for these financial years and before
the distribution of a dividend to the Ordinary Shares. The right to additional payment is part
of the profit share of the financial year from whose retained profit the additional payment on
the Preference Shares is granted.
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22.8 After the distribution of the preference dividends of EUR 0.04 per share on the Preference
Shares (Section 22.6) and subsequent payment of any arrears of profit shares from previous
years (Section 22.7), the remaining retained profit will initially be used to pay a share of the
Ordinary Shares up to EUR 0.03 per share. After the distribution of a profit share of EUR
0.03 per share to the Ordinary Shares, Preference Shares and Ordinary Shares participate in
a further profit distribution in proportion to their pro rata amounts of the share capital in
such a way that the Preference Shares receive an additional dividend of EUR 0.02 per share
in addition to the dividend attributable to Ordinary Shares.

22.9 To the extent that the Company has issued profit participation certificates and the holders of
the profit participation certificates are entitled to a distribution from the retained profit, the
shareholders' claim to this part of the retained profit is excluded (Section 58 para. 4 AktG.

22.10 At the end of a financial year, the general partner may, with the consent of the supervisory
board, distribute an advance dividend to the shareholders within the framework of Section
59 AktG.

22.11 The general partner does not participate in the Company's earnings (see Section 7.2).
Sections 8.5 to 8.7 and the regulations made on the basis of them remain unaffected.

Final provisions
23 Partial invalidity

Should a provision of this Articles of Association or a future provision of this Articles of
Association be wholly or partially invalid or unenforceable or should subsequently lose its
effectiveness or feasibility, this shall not affect the validity of the remainder of the Articles of
Association. The same applies if there is a gap in the Articles of Association. Instead of the
invalid or impracticable provision to fill the gap, an appropriate provision shall apply which -
as far as legally possible - comes as close as possible to what the shareholders wanted or
would have wanted according to the spirit and purpose of the Articles of Association,
provided that they had taken the point into account when passing resolutions on the Articles
of Association or the supplement. This also applies if the invalidity of a provision is based,
for example, on a measure of performance or time (deadline or deadline) standardised in
the statutes; in such cases, a legally permissible measure of performance or time that
comes as close as possible to what was intended takes the place of what has been agreed.

24 Determination regarding Change of Legal Form, Provision of Share Capital

The share capital available at the time of the conversion of the Company into a partnership
limited by shares was provided in full by changing the legal form of the legal entity of its
previous legal form, Biotest Aktiengesellschaft with its registered office in Dreieich.

25 Foundation Costs

The Company will bear the start-up costs in relation to the conversion of the legal entity of
its previous legal form, Biotest Aktiengesellschaft with its registered office in Dreieich, into
Biotest GmbH & Co. KGaA in the total amount of up to EUR 400,000.00.

26 Language
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The Articles of Association are worded in the German language and translated into English.
In case of any discrepancies the German version shall prevail. Only the German text is
object of the notarized Articles of Association. The English translation is added for
information purposes only.
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Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausiibung des Stimmrechts

Nach § 121 Abs. 3 Satz 1 und 2i.V.m. § 3 Abs. 2 AktG sind nicht-bdrsennotierte Aktiengesellschaften
in der Einberufung lediglich zur Angabe der Firma, des Sitzes der Gesellschaft, Zeit und Ort der
Hauptversammlung, der Tagesordnung sowie der nachfolgenden Adressen verpflichtet. Im Ubrigen
erfolgen nachfolgende Hinweise daher freiwillig, um unseren Aktionaren die Teilnahme an der
Hauptversammlung zu erleichtern.

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Auslbung des Stimmrechts - soweit ein solches
besteht - sind nach § 19 der Satzung diejenigen Aktionare berechtigt, die sich bei der Gesellschaft
anmelden und einen von ihrem Letztintermediar erstellten besonderen Nachweis ihres
Anteilsbesitzes tUbermitteln.

Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich gemaB § 19 Abs. 2 der Satzung auf den Geschaftsschluss
des 22. Tages vor der Hauptversammlung, das ist der 6. Oktober 2025, 24:00 Uhr (MESZ) zu
beziehen ("Nachweisstichtag").

Die Anmeldung zur Hauptversammlung und der Nachweis des Anteilsbesitzes miissen der Biotest
AG spatestens bis zum Ablauf des 21. Oktober 2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter folgender Adresse
zugehen:

Biotest AG

¢/o Computershare Operations Center
80249 Minchen

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Die Anmeldung und der Nachweis des Aktienbesitzes bedlrfen der Textform (§ 126b BGB) und
mussen in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein. Wir empfehlen unseren Aktiondren,
frihzeitig ihr depotfiihrendes Institut zu kontaktieren, um einen ordnungsgemadBen und fristgemaf
eingehenden Nachweis des Letztintermedidrs nach § 67c Abs. 3 AktG bei der Gesellschaft
sicherzustellen.

Im Verhaltnis zur Gesellschaft gilt fiir die Teilnahme an der Versammlung oder die Ausiibung des
Stimmrechts als Aktionar nur, wer den besonderen Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht hat. Die
Berechtigung zur Teilnahme oder der Umfang des Stimmrechts bemisst sich dabei ausschlieBlich
nach dem Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre fir die
VerauBerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollstdndigen oder teilweisen
VerauBerung des Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist fiir die Teilnahme und den Umfang
des Stimmrechts ausschlieBlich der Anteilsbesitz des Aktionars zum Nachweisstichtag maBgeblich;
d. h. VerauBerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die
Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt fiir Erwerbe
und Zuerwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch
keine Aktien besitzen und erst danach Aktionar werden, sind nicht teilnahme- und stimmberechtigt.
Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung fir die Dividendenberechtigung.

Nach Eingang der Anmeldung sowie des Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft
werden den Aktionaren Eintrittskarten fir die Hauptversammlung Ubersandt. Um den rechtzeitigen
Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionare, mdglichst frihzeitig eine
Eintrittskarte fir die Teilnahme an der Hauptversammlung bei ihrem depotflihrenden Institut
anzufordern. Die erforderliche Anmeldung und der Nachweis des maBgeblichen Anteilsbesitzes
werden in diesen Fallen durch das depotfiihrende Institut vorgenommen.

Zur Auslibung des Stimmrechts sind nur die Stammaktionare berechtigt. Den Vorzugsaktionaren
steht nach § 21 Abs. 2 der Satzung kein Stimmrecht zu.
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Verfahren bei Stimmabgabe und Teilnahme durch einen Bevollmachtigten

Aktionare, die nicht persodnlich an der Hauptversammlung teilnehmen und/oder ihr Stimmrecht nicht
personlich ausiben mochten, kdnnen sich bei der Auslibung ihrer Rechte, insbesondere des
Stimmrechts, durch einen Bevollmachtigten, z. B. durch ein Kreditinstitut, eine Aktionarsvereinigung
oder einen sonstigen Dritten, vertreten lassen. Zusatzlich bieten wir unseren Stammaktiondren die
Stimmrechtsvertretung durch von der  Gesellschaft benannte weisungsgebundene
Stimmrechtsvertreter an. Auch im Fall der Vertretung des Aktionars sind die oben dargestellten
Voraussetzungen fir die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Auslibung des Stimmrechts
zu beachten.

Wenn weder ein Kreditinstitut noch eine Aktionarsvereinigung oder eine diesen nach § 135 Abs. 8
AktG oder §§ 135 Abs. 10, 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Person oder Institution zur Auslibung des
Stimmrechts bevollmachtigt wird, ist die Vollmacht gemaB § 134 Abs. 3 Satz 3 AktG in Textform
(§ 126b BGB) zu erteilen. Der Widerruf einer Vollmacht und der Nachweis der Bevollméachtigung
gegenilber der Gesellschaft bedirfen gemaB § 134 Abs. 3 Satz 3 AktG ebenfalls der Textform
(8 126b BGB).

Bevollmachtigt ein Aktionar mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von
diesen zurlickweisen.

Ein Formular, das flir die Erteilung einer Stimmrechtsvollmacht verwendet werden kann, erhalten
die Stammaktionare mit der Eintrittskarte und steht auf der Internetseite der Gesellschaft unter der
Adresse www.biotest.com (ber die Seite "Investor Relations/Hauptversammlung 2025" zum
Download zur Verfliigung.

Der Nachweis der Bevollmachtigung muss entweder am Tag der Hauptversammlung durch den
Bevollmachtigten vorgelegt werden oder im Vorfeld der Hauptversammlung der Gesellschaft an
folgende Adresse Ubermittelt werden:

Biotest AG

c/o Computershare Operations Center
80249 Miinchen

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Am Tag der Hauptversammlung selbst steht zur Entgegennahme des Nachweises der
Bevollmachtigung ab 9:30 Uhr (MEZ) bis kurz vor Beginn der Abstimmungen lediglich die Ein- und
Ausgangskontrolle zur Hauptversammlung in den Geschaftsraumen der Biotest AG, DaimlerstraBBe
1K, 63303 Dreieich, zur Verfligung.

Die Aktionare, die einen Intermediar, einen Stimmrechtsberater, eine Aktionarsvereinigung oder
eine der in § 135 AktG genannten gleichgestellten Institutionen oder Personen mit der
Stimmrechtsausiibung bevollmachtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen Fallen die zu
bevollmachtigende Institution oder Person moglicherweise eine besondere Form der Vollmacht
verlangt, weil diese gemaB § 135 AktG die Vollmacht nachprifbar festhalten muss. Wir bitten daher
die Aktionare, sich in diesem Fall mit dem zu Bevollmdchtigenden (ber die Form der Vollmacht
abzustimmen.

Stammaktiondre, die die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter im Vorfeld der
Hauptversammlung bevollméachtigen moéchten, werden zur organisatorischen Erleichterung gebeten,
das auf der Eintrittskarte abgedruckte Formular zur Erteilung der Vollmacht und Weisungen an die
Stimmrechtsvertreter vollstandig ausgefiillt an die Adresse der

Biotest AG

c¢/o Computershare Operations Center
80249 Minchen

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de
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bis zum Montag, dem 27. Oktober 2025, 24:00 Uhr (MEZ), dort eingehend zu Gbersenden.

Die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemaBi
abzustimmen. Sie kénnen die Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen ausiiben. Ohne Weisungen
werden sich die Stimmrechtsvertreter der Stimme enthalten bzw. nicht an der Abstimmung
teilnehmen.

Weitere Informationen zur Stimmrechtsausiibung

Hinweis fur Intermediare:

Die Anmeldung zur Hauptversammlung, die Erteilung von Vollmacht und Weisungen an von der
Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter und die Bevollmachtigung Dritter kbnnen gemal § 67c
AktG auch Uber Intermedidare gemaB SRD II in Verbindung mit der Durchflihrungsverordnung (EU
2018/1212) im ISO 20022 Format (z.B. Uber SWIFT, CMDHDEMMXXX) an die Gesellschaft
Ubermittelt werden. Fir eine Anmeldung per SWIFT ist eine Autorisierung Uber die SWIFT
Relationship Management Application (RMA) erforderlich.

Sollten Stimmrechte fristgemaB auf mehreren Wegen (Brief, E-Mail oder gema3 § 67c Abs. 1 und
Abs. 2 Satz 3 AktG in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 1 und 3 und Artikel 9 Absatz 4 der
Durchfihrungsverordnung ((EU) 2018/1212)) durch Vollmacht und ggf. Weisungen erteilt werden,
werden diese unabhangig vom Zeitpunkt des Zugangs in folgender Reihenfolge berilicksichtigt: (i)
gemaB § 67c Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 AktG in Verbindung mit Artikel 2 Absatz 1 und 3 und Artikel
9 Absatz 4 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/1212), (ii) per E-Mail und (iii) per Brief.

Gehen auf demselben Ubermittlungsweg fristgemaB Vollmachten und Weisungen zu, ist die zeitlich
zuletzt zugegangene Erklarung verbindlich. Eine spdtere Stimmabgabe als solche gilt nicht als
Widerruf einer friiheren Stimmabgabe. Der zuletzt zugegangene, fristgerechte Widerruf einer
Erkldrung ist maBgeblich.

Sollten auf dem gleichen Weg Erklarungen mit mehr als einer Form der Stimmrechtsausiibung
eingehen, gilt: Vollmacht und ggf. Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft haben
Vorrang gegenlber der Erteilung von Vollmacht und Weisungen an einen Intermediar, eine
Aktionarsvereinigung, einen Stimmrechtsberater gemaB § 134a AktG sowie einer diesen gemal
§ 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Person.

Sollte ein Intermediar, eine Aktiondrsvereinigung, ein Stimmrechtsberater gemaBn § 134a AktG sowie
eine diesen gemaB § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person zur Vertretung nicht bereit sein, werden
die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft zur Vertretung entsprechend der Weisungen
bevollméchtigt.

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt statt einer Sammel- eine Einzelabstimmung durchgeflihrt
werden, so gilt die zu diesem Tagesordnungspunkt abgegebene Weisung entsprechend fir jeden
Punkt der Einzelabstimmung.

Angaben zu den Rechten der Aktiondre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131
Abs. 1 AktG

Tagesordnungserganzungsverlangen (§ 122 Abs. 2 AktG)

Aktiondre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (das sind
EUR 1.978.572,60) oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 Aktien)
erreichen, kénnen verlangen, dass Gegenstdande auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht
werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begriindung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das
Verlangen ist schriftlich an den Vorstand zu richten. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie
mindestens seit 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und
dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands liber den Antrag halten.
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Tagesordnungserganzungsverlangen muissen der Gesellschaft mindestens 24 Tage vor der
Versammlung, also bis zum 3. Oktober 2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter folgender Adresse zugehen:

Biotest AG
Vorstand
LandsteinerstraBe 5
63303 Dreieich

Gegenantrdage und Wahlvorschldge (§8 126 Abs. 1 und 127 AktG)

Dariber hinaus kénnen Aktionare der Gesellschaft Gegenantrage gegen Vorschlage von Vorstand
und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung stellen. Dieses Recht besteht auch
bei Antrdgen gegen solche Beschlussvorschlage, hinsichtlich derer Vorstand und Aufsichtsrat nicht
zu eigenen Beschlussvorschldagen verpflichtet sind. Aktiondre der Gesellschaft kdnnen ferner auch
Wahlvorschlage zur Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds oder des Abschlusspriifers machen.

Gegenantrage missen mit einer Begriindung versehen sein. Gegenantrage und Wahlvorschlage von
Aktiondren sind ausschlieBlich an die nachstehende Adresse zu richten. Anderweitig adressierte
Gegenantrdge und Wahlvorschlage werden nicht berticksichtigt.

Biotest AG

Investor Relations
LandsteinerstraBe 5

63303 Dreieich

E-Mail an: HV2025@biotest.com

Innerhalb der gesetzlichen Frist, d. h. bis zum 13. Oktober 2025, 24:00 Uhr (MESZ), eingehende,
den gesetzlichen Anforderungen entsprechende Gegenantrage und Wahlvorschlage werden auf der
Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse www.biotest.com liber die Seite "Investor Relations/
Hauptversammlung 2025" zuganglich gemacht.

Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internetseite
veroffentlicht.

Auskunftsrecht (§ 131 Abs. 1 AktG)

Jedem Aktionar ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft (ber
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur sachgemaBen Beurteilung eines
Gegenstandes der Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die
Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschaftlichen
Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns
und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.

Weitergehende Erldauterungen
Weitergehende Erlduterungen zu den Rechten der Aktionare nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127,

§ 131 Abs. 1 AktG befinden sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter der Adresse
www.biotest.com Uber die Seite "Investor Relations/Hauptversammlung 2025".

Hinweis auf die Internetseite der Gesellschaft

Den Aktionaren werden die Informationen gemaB § 124a AktG auf der Internetseite der Gesellschaft
unter der Adresse www.biotest.com Uber die Seite "Investor Relations/ Hauptversammlung 2025"
zuganglich gemacht.
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Hinweise zum Datenschutz

Die Gesellschaft verarbeitet zur Vorbereitung und Durchfihrung ihrer Hauptversammiung
personenbezogene Daten ihrer Aktiondare und etwaiger Aktionarsvertreter. Diese Daten umfassen
insbesondere den Namen, den Wohnort bzw. die Anschrift, eine etwaige E-Mail-Adresse, den
jeweiligen  Aktienbestand, die  Eintrittskartennummer und die Erteilung etwaiger
Stimmrechtsvollmachten. Je nach Lage des Falls kommen auch weitere personenbezogene Daten in
Betracht.

Verantwortlicher, Zweck und Rechtsgrundlage

Fir die Datenverarbeitung ist die Gesellschaft die verantwortliche Stelle. Der Zweck der
Datenverarbeitung ist, den Aktionaren und Aktiondrsvertretern die Teilnahme an der
Hauptversammlung sowie die Ausibung ihrer Rechte vor und wahrend der Hauptversammlung zu
ermadglichen. Rechtsgrundlage fiir die Datenverarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c DSGVO.

Empfanger

Die Gesellschaft beauftragt anldsslich ihrer Hauptversammlung verschiedene Dienstleister und
Berater. Diese erhalten von der Gesellschaft nur solche personenbezogenen Daten, die zur
Ausfiihrung des jeweiligen Auftrags erforderlich sind. Die Dienstleister und Berater verarbeiten diese
Daten ausschlieBlich nach Weisung der Gesellschaft. Im Ubrigen werden personenbezogene Daten
im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den Aktiondaren und Aktionarsvertretern zur Verfligung
gestellt, namentlich Uber das Teilnehmerverzeichnis.

Speicherungsdauer

Die personenbezogenen Daten werden gespeichert, solange dies gesetzlich geboten ist oder die
Gesellschaft ein berechtigtes Interesse an der Speicherung hat, etwa im Falle gerichtlicher oder
auBergerichtlicher Streitigkeiten aus Anlass der Hauptversammlung. AnschlieBend werden die
personenbezogenen Daten geldscht.

Betroffenenrechte

Sie haben unter bestimmten gesetzlichen Voraussetzungen ein Auskunfts-, Berichtigungs-,
Einschrankungs-, Widerspruchs- und Léschungsrecht mit Blick auf Ihre personenbezogenen Daten
bzw. deren Verarbeitung sowie ein Recht auf Datentlibertragbarkeit nach Kap. III DSGVO. AuBerdem
steht Ihnen ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehdrden nach Art. 77 DSGVO zu.

Kontaktdaten
Die Kontaktdaten der Gesellschaft lauten:

Biotest AG

LandsteinerstraBe 5

63303 Dreieich

Telefon: +49- (0)6103 - 801 4406
E-Mail: HV2025@biotest.com

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter:

ISiCO GmbH
Philipp Siedenburg
E-Mail: datenschutz@biotest.com

Angaben zur Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der
Hauptversammlung (§ 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WpHG)

Das Grundkapital der Gesellschaft betragt zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung
EUR 39.571.452,00. Es ist eingeteilt in insgesamt 39.571.452 auf den Inhaber lautende Stlickaktien
mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von je EUR 1,00, davon 19.785.726 Stammaktien
mit ebenso vielen Stimmrechten sowie 19.785.726 Vorzugsaktien ohne Stimmrecht. Die Gesellschaft
halt im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung keine eigenen Aktien.
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Dreieich, im September 2025

Biotest Aktiengesellschaft
Der Vorstand
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	3.1 Die Beschlussfindung des Aufsichtsrats über das Ausscheiden von Frau Ainhoa Mendizabal Zubiaga aus dem Vorstand der Biotest AG, insbesondere die Entstehung des wichtigen Grundes für die Abberufung und die Abstimmung der Unternehmenskommunikation z...
	a. ob die Abberufung von Frau Ainhoa Mendizabal Zubiaga direkt oder indirekt auf Veranlassung oder Wunsch von Grifols S.A. erfolgte und im Zusammenhang damit stand, dass Frau Ainhoa Mendizabal Zubiaga alleine im Unternehmensinteresse der Biotest AG ha...
	b. ob Sachverhalte zutage getreten sind, die auf einen Verstoß gegen die Pflichten zur Offenlegung von Insiderinformationen durch die Organe der Biotest AG hinweisen.
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	3.4 Die Hauptversammlung bestellt Herrn Rechtsanwalt Dipl.-Kfm. Jochen Jahn, c/o Krammer Jahn Rechtsanwalte PartG mbB, Telemannstraße 1, 95444 Bayreuth zum Sonderprüfer ("Sonderprüfer"). Der Sonderprüfer ist berechtigt, geeignete Hilfspersonen zur Prü...
	Mit dem Sonderprüfer wird unverzüglich ein entsprechender Vertrag geschlossen. Sollte der Sonderprüfer das Mandat nicht annehmen oder die Tätigkeit nicht abschließen können, wird ersatzweise Herr Professor Dr. Andreas Pentz, c/o Rowedder Zimmermann Ha...
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	Der Vorstand und der Aufsichtsrat der Biotest AG haben das Tagesordnungsergänzungsverlangen von Westbourne eingehend geprüft und sind zu folgendem Ergebnis gekommen:
	Aus Sicht von Vorstand und Aufsichtsrat der Biotest AG besteht für die von Westbourne vorgeschlagene Bestellung eines Sonderprüfers gem. § 142 AktG zur Untersuchung möglicher Pflichtverletzungen von Organmitgliedern im Zusammenhang mit Verstößen gegen...
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	Die Veröffentlichung der Ad-hoc-Mitteilung vom 26. Februar 2025 bzgl. der vorläufigen Geschäftszahlen für das Geschäftsjahr 2024 erfolgte im Einklang mit den Vorgaben von Art. 17  MMVO. Die Organmitglieder der Gesellschaft haben sich im Zusammenhang m...
	Zu Tagesordnungspunkt 3:
	Dem weiteren Beschlussvorschlag von Westbourne zur Bestellung eines Sonderprüfers gem. § 142 AktG zur Untersuchung der Vorgänge um das Ausscheiden von Frau Ainhoa Mendizabal Zubiaga sowie Herrn Peter Janssen aus dem Vorstand der Biotest AG sowie die B...
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	Vorstand und Aufsichtsrat empfehlen daher, gegen die unter Tagesordnungspunkten 2 und 3 von Westbourne vorgeschlagene Bestellung eines Sonderprüfers gem. §142 AktG zu stimmen.

	Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des Stimmrechts
	Nach § 121 Abs. 3 Satz 1 und 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 AktG sind nicht-börsennotierte Aktiengesellschaften in der Einberufung lediglich zur Angabe der Firma, des Sitzes der Gesellschaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung, der Tagesordnung sowie der nachfolg...
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